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Zentralverband öer Angestellten.
Am 8. und 9. September waren in Wei'

Mar die Beiräte des Zentralverbandes
der Handlungsgehilfen und des

Verbandes der Bureauange-

stellten sowie der Vorsitzende des Ver»

bandes der Ve rsich eru n gsb eam >

ten zusammengetreten, um die letzten Maß¬

nahmen zur Verschnielzung dieser Organi¬
sationen zu treffen. Die Tageszeitungen haben

inzwischen mitgeteilt, daß die Verhandlungen
den gewünschten Erfolg gehabt haben und

dementsprechend zum 1. Oktober 1919 der

Zentralverband der Angestellten ins Leben

tritt.
Damit ändert sich die Firma unseres bis-

herigen Zentralverbandes der Handlungs¬
gehilfen und unsere Zeitschrift wird künftig
den Namen „Der freie Angestellte"
tragen. Die erste, Anfang Oktober erschei-
nende Nummer dieses Blattes wird für die

Mitglieder der vereinigten Verbände die not¬

wendigen Mitteilungen über die Einzelheiten
der Verschmelzung bringen.

Für heute ziemt es sich, der seitherigen
Wirksamkeit unseres Zentralverbandes der

Handlungsgehilfen einige Worte zu widmen.

Nachdem 1884 in Berlin und nachher auch
in verschiedenen anderen Städten örtliche Ver¬

eine als Kampforganisationen der kaufmänni¬
schen Angestellten gegen das Unternehmertum
«m Handelsgewerbe gegründet wordcn waren,

vereinigten sich diese im Jahre 1897 zum

„Zentralverband der Handlungsgehilfen und

Gehilfinnen". Damals war es notwendig,
besonders zu betonen, daß man nicht nur die

männlichen, sondern auch die weiblichen Ar¬

beitskräfte vereinigen wolle und müsse, weil

die übrigen kaufmännischen Gehilfenvereine
an Stelle des Kampfes gegen das Unter»

nehmcrtum, den wir führen, noch im Kampfe
gegen die weiblichen Arbeitskräfte standen.

Mehr als zwei Jahrzehnte ist der Zen¬
tralverband der Handlungsgehilfen der Pio»
nier der Angestelltenbewegung gewesen, ich
dem er unsere Kolleginnen und Kollegen auf
die Notwendigkeit des gewerkschaftlichen
Kampfes verwies und auch hervorhob, daß
eine vollständige Befreiung der Berufskolle»

gen in der kapitalistischen Wirtschaftsordnung
überhaupt nicht erfolgen kann, daß dies erst
eintreten werde im Sozialismus. Unser
Kampf zur Aufklärung der Geister ist nicht
fruchtlos geblieben. Wir konnten daher, nach¬
dem die männlichen Angestellten eingesehen
hatten, wie auch die Frauen infolge der öko¬

nomischen und sozialen Entwicklung ein Recht
auf Arbeit haben, unseren Namen verkürzen,
indem wir uns kurzweg „Zentralverband der

Handlungsgehilfen" nannten. Es war für die

fortschrittlich denkende Angestelltenschaft selbst¬
verständlich geworden, daß weibliche und

männliche Angestellte sich in einer gemein¬
samen Organisation vereinen.

Bis zum Kriege und auch noch während
des Krieges haben uns die anderen kauf¬

männischen Gehilfenvereine nachzuweisen ver¬

sucht, daß gewerkschaftliche Kämpfe von den

Handlungsgchilfen nicht geführt werden

können und Tarifverträge für ste nicht zweck¬

mäßig seien. Auch diese Anschauung ist jetzt
überwunden. Der Streik ist von allen Rich¬

tungen der Angestellten gegebenenfalls als

Mittel anerkannt worden. An Stelle des in¬

dividuellen Arbeitsoertrages. dcn der einzelne

schließt, tritt der gemeinsame Tarifvertrag.
Die Verschmelzung, die nun zum 1. Ok¬

tober erfolgt, ergibt sich daraus, weil die ein¬

zelnen Branchen und Berufe den Kanipf für
eine Verbesserung dcr Lebenshaltung nicht
nachdrücklich genug führen können, sondern die

Vereinigung aller verwandten Angestellten¬
berufe, die vielfach voneinander nicht mehr
klar zu trennen sind, notwendig ist. Gerade

die Streiks, die in den letzten Monaten ge¬

führt worden sind, beweisen uns. das.

Der neue gemeinsame Verband wird also
die Kräfte der drei sich zusammenschließenden
Organisationen nicht nur vereinigen, sondern
wird sie vermehren. So scheiden wir denn

von den uns lieb gewordenen Bezeichnungen
„Zentralverband der Handlungsgehilfen" und

„Handlungsgehilfen-Zeitung". Die Namen

ändern sich, der Geist wird bleiben: der Geist,
den Angestellten im Kampfe gegen dcn Kapi¬
talismus eine glücklichere Zukunft herbeizu¬
führen.

Die Frauenarbeit im Handels-
gewerbe.

Auf unferem Nürnberger Verbandstag
sprach die Kollegin Sehner-Berlin über die

Frauenarbeit im Handclsgcwerbe. „Wenn wir

zur Frage der Fcauenberufsarbeit neuerlich
Stellung nehmen wollen", fo sagte sie nach
einer kurzen Einleitung, „müssen wir uns

darüber klar werden:
inwieweit ist das während des Krieges

erfolgte Anwachsen der Frauenarbeit eine rein

kriegswirtschaftliche Erscheinung, die bei Ein-

tritt normaler Verhältnisse wieder ver¬

schwindet:
inwieweit liegt dicse Steigerung in der

Entwicklung unseres heutigen Wirtschafts¬
systems

und inwieweit fördern oder hemmen die

in den einzelnen Erwerbszweigen vorliegen¬
den Arbeitsbedingungen öiese Entwicklung,
d. h., auf die Kriegszeit angewendet, in¬

wieweit ist durch diese Arbeitsbedingungen
in den einzelnen Erwerbszweigen mit einer

Rückentwicklung der Frauenberufsarbe.it zu

rechnen?"
Mit dieser Fragestellung umriß die Red-

nerin den Kreis ihrer Betrachtungen, beto¬

nend, daß hier der Schnittpunkt liege, in

dem sich unsere Stellungnahme von derjeni¬
gen vieler anderer Organisationen zur

Frage der Franenerwerbsarbeit scheide, so¬

wohl nach Umfang als auch nach Art der not»

wendigen organisatorischen und agitatorischen
Maßnahmen, und zwar scheiden müsse, weil

die vorliegenden berufstechnischen Voraus»

sctznngen für Frauenarbeit im Handelsge»
werbe qualitativ ganz verschiedener Art seien
von denen anderer oder doch vieler Erwerbs»

zweige.
Die Nednerin sucht das nachzuweisen;

einmal durch ein Gegenüberstellen dcr Zahlen
aus den Bcrufszählungen, das relativ stär¬
kere Anwachsen der Fraucnermerbsarbeit im

Handclsgewerbe gegenüber der Industrie
aufzeigend, und zum curdercn durch eine

eingehende Untersuchung der quantitativen
und qualitativen Anwendungsmöglichkeit von

Frauenarbeit in den einzelnen Erwerbs¬

zweigen. Sie zieht die kricgswirtfchaftlich«
Periode besonders heren. weil sie an ihr
die Grenzen der Anwendungsmöglichkeit von

Frauenarbeit in vielen Erwerbszweigen am

klarsten glaubt aufzeigen zu können. Als

Ergebnis ihrer Betrachtungen formuliert sie
folgcndc Sätze:

„Eine fortlaufende allgemeine Steige¬
rung der Möglichkeit der Anwendung von

Frauenarbeit schafft die Tendenz des Ein¬

dringens der Frauenberufsarbeit in alle Er¬

werbszweige und die Ersetzung der Männer¬

arbeit durch sie. Dieser Tendenz nun ist in

den Erwerbszweigen eine mehr oder weniger

enge Schranke gesetzt, deren Arbeitsprozesse
der Eignung der Frau nicht ober nur zum

Teil angepaßt sind. In den Erwerbszwei¬

gen, in denen die Natur der Arbeitsprozesse
der Eignung der Frau nicht entgegensteht,
steht einer Durchdringung des ganzen Be¬

rufes durch Frauenarbeit und damit einer

sozusagen „Verweiblichung" des Gewerbes

kein Damm im Wege DaS Resultat

dieser aufgezeigten Sachlage ist schließlich,
daß. alle überschüssige Frauenerwerbsarbeit
in die ihr unbeschränkt offenstehenben Er»

wcrbszweige einzuströmen versucht und daß
dadurch in diesen Erwerbszweigen der Kon»

furrenzkampf zwischen Männer- uird Frauen¬
arbeit am schärfsten entbrennt."

Wenn die hier geschilderte Tendenz in

der Entwicklung vor dem Kriege noch nicht
oder nicht voll in die Erscheinung trat, fo

darum, weil bis dahin die Industriezweige
mit ben der Eignung der Frauenarbeit weni¬

ger angepaßten Arbeitsprozessen noch nicht
bis zur Grenze ihrcr Aufnahmefähigkeit ge¬

langt waren. Das fei aber während dcr

Kriegszeit ohne Zweifel geschehen und nur

eine weitere Differenzierung der technischen
Bedingungen dcr Arbeitsprozesse dicser In¬
dustrien würde wieder die nötigen Voraus¬

setzungen für eine weitere Aufnahme von

Frauenerwerbsarbeit schaffen.
Wird foweit die absolut wirksame Ten¬

denz des relativ stärkeren Einströmcns der

Froucnerwerbsorbeit in die für Frauenarbeit
geeigneteren Erwerbszweige aufgezeigt, so
dienten die weiteren Ausführungen dem

Nachweis, daß für die Angcstclltcuschichten,
und damit auch für das Handelsgewerbe, die

letzte soziale Ursache aller FrauenerwerblS-
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arbeit, bie Verschlechterung der Lebenshal»
tung immer breiterer Volksschichten, beson¬
ders wirksam ist. Es wird hier auf die durch
ben Krieg hervorgerufene ungeheure Ste?»

gerung der Proletarisierung des Miitelstan-
des eingegangen, dessen weibliche Angehörige,
bestimmt durch ihre frühere soziale Lage und

den damit häufig verbundenen besseren gei»
stigen Voraussetzungen, vor allem den Ange»
stelltenschichten und hier wieder vornehmlich
dem Handelsgewerbe zuströmen und betont,
daß an der auf die Kriegsfolgen zurückzu-
führenden weiteren zukünftigen Steigerung
der Frauenerwerbs«rbeit den Löwenanteil

wiederum die Angestelltenfchichten haben
dürften, da die Frauenwelt der Industrie-
arbeiterschnft sowieso schon im Erwerbs»

leben stand. Durch die iu immer größerem
Umfange ins Erwerbsleben stoßenden Mittel¬

schichten sei aber auch ein besseres, volles

Ausnützen der Möglichkeiten für qualitative
Frauenarbeit im Handelsgewerbe gewähr»
leistet, eiu qualitativer Aufstieg, der durch
die mit der staatsbürgerlichen Anteilnahme
verbundenen steigenden Differenzierung der

Frau iu der Zukunft eine dauernde Förde¬
rung erfahren dürfte.

Die Ergebnisse all dieser vielfach mein»

ander verschlungenen und nicht immer sicht¬
bar an der Oberfläche wirkenden Entwick-

lungsreihen für unsern Beruf feien in fol¬
gendem zusamnienzufafsen:

„Mit einer starken Rückentwicklung der

gewaltigen Zunahme der Frauenerwerbs-
arbeit während des Krieges in unserem Be¬

ruf in auch nur nennenswertem Umfange ist
nicht zu rechnen. Denn die Abwanderung
von lveiblichen Erwerbstätigen aus anderen

Industriezweigen infolge der geschilderten
Umstünde und Ursachen ist geeignet, uüttel»

und umnittelbor eine weitere Steigerung der

Zunahme der Frauenerwerbsarbeit in un»

fercm Beruf zu verursachen. Die mit der

fortschreitenden Proletarifierung des Mittel¬

standes verbundene Steigerung der Frauen¬
erwerbsarbeit wird namentlich in den An¬

gestelltenschichten wirksam fein. Mit ihr geht
infolge der sozialen Mentalität dieser neu

ins Erwerbsleben drängenden Fraususchich-
ten eine Steigerung der Frauenarbeit auch
in qualitativer Hinficht einher. Diese qua¬

litative Steigerung wird in ZuZunft eine

wesentliche Förderung erfahren durch die mit

der staatsbürgerlichen Anteilnahme verbun¬

denen steigenden Differenzierung ber Frau."

Nach einer kurzen Auseinandersetzung
über die Wirkungslofigkeit der Maßnahmen
des Demobilmachungsamtes und nach einer

kurzen Charakterisierung der Stellungnahme
dcr bürgerlichen Handlungsgehilsenverbände
zur Frauenarbeit kam die Kollegin Sehner
zum zweiten Teil ihres Referats.

Ausgehend von der Erwägung, daß die

Gestaltung der Lohn- und Arbeitsbedingum
gen in unserem Beruf von der größeren oder

geringeren Anteilnahme der weiblichen Be

rufskollegen am gewerkschaftlichen Leben ab

hängen wird und daß fchon bei dem heutigen
zahlenmäßigen Stand unserer Organisation
es vor allem auf eine Vertiefung unserer
Agitationserfolge ankomme, werden von der

anzustellenden Verbandssekretärin ganz be

fonders große organisatorische Fähigkeiten
verlangt werden müssen.-- Der Zutritt zu

unserer Organisation vollziehe sich nur bei
einem Teil als der Abschluß einer gewissen
geistigen Reife und geistigen Mündigkeit,
Bei der großen Mehrzahl der für die Or¬

ganisation Gewonnenen sei dieser Prozeß
erst einzuleiten oder doch abzuschließen, und

die Parole für die Verbandssekretärin müsse
daher lauten, Funktionäre heranzubilden.
Die nächste Aufgabe der Sekretärin sei zu

erblicken in dem Versuch einer Zusammen¬
fassung der in unserem Verbände vorhan¬
denen und für ihn in agitatorischer oder or¬

ganisatorischer Hinficht nutzbar zu machenden
intellektuellen Fähigkeiten und in einer Zu¬
sammenfassung, Schulung und Nutzbar¬
machung der vorhandenen Kleinkräfte. Jn
welcher Weise das in jedem einzelnen Falle
zu geschehen habe, soll der Praxis überlassen
bleiben? zu erörtern sein wird dessenungeachtet
eine Reihe von Möglichkeiten.

Von ausschlaggebender Bedeutung für
den Erfolg der Tätigkeit der Sekretärin
werde sein, daß unsere Organisation aus

ihrer prinzipiellen Stellungnahme zur Frage
dsr Frauenerwevbsarbeit auch jeweils zu den

im Interesse der weiblichen Berufskollegen
liegenden praktischen Maßnahmen und Ein¬

richtungen kommt.

Unsere Stellungnahme zur Lohnfrags,
die sich in der Forderung: für gleiche Arbeit

gleichen Lohn, ausdrückt, werde mit um so
größerem Nachdruck vertreten werden tön»

nen, je mehr unsere Organisation sich auch
praktisch einfetzt dafür, den weiblichen Be»

rufskollegen über die notwendigen berufs¬
technischen Fähigkeiten hinaus die Summe

geistiger Fähigkeiten zu vermitteln, mit

denen ausgestattet der männliche Berufs¬
kollege in den Beruf eintritt. Städtische und

staatliche Handelsschulen, der reichsgesetzliche
Ausbau des Pflichtfortbildungsschulwesens
auf fachlicher Grundlage und nicht zuletzt die

Förderung im Beruf selbst gegen alle Vor¬

urteile, von welcher Seite fie auch kommen

mögen, seien hier zu verlangen.
Der Arbeitsnachweis — in mittelbarem

Zusammenhang mit ber Lohnfrage — ver¬

diene besondere Beachtung. An den Arbeits¬

nachweisen müßten gewerkschaftlich geschulte
Kolleginnen sitzen. Diese heranzubilden, sei
u. a. eine Aufgabe der Sekretärin. Die For¬
derung nach Handelsinspektorinnen zum Bei¬

spiel schließe bieselben Notwendigkeiten ein.

Die Erkenntnis, daß die Erwevbstätig-
keit auch im Leben der Frau keine Episode
darstellt, die mit der Verheiratung ihren Ab¬

schluß findet, beginne fich langsam bei den er¬

werbstätigen Frauen Bahn zu brechen. Mit

der Einsicht in die Notwendigkeit ihrer dau¬

ernden Erwerbsarbeit wachse aber auch ihr
Interesse daran, sich im Beruf mehr und

mehr zu vervollkommnen. Jn dem Bestreben
nach besseren Lohn» und Arbeitsbedingungen
lerne fie mehr und mehr den Wert der Or¬

ganisation erkennen. Ihre politische und in¬

tellektuelle Selbständigkeit wachse, ermögliche
ihr die Einsicht in ihre Klassenlage und

nötige ihr schließlich die Klassen- und Welt»

anfchauung auf, die sie mit den großen Zielen
und Aufgaben des Proletariats untrennbar

aufs innigste verknüpft. Diese Erkenntnis

zu fördern und zu vertiefen, müsse das Leit¬

motiv unseres Verbandsblattes sein. Es müsse
sein ein Brennpunkt des Interesses der weib¬

lichen Mitglieder, und der Sprechsaal wer¬

deu für alle innerhalb unserer weiblichen
Berufskollegen vorhandenen oder nach Aus¬

druck ringenden Interessen.

Ihr Schlußwort ließ die Kollegin Seh»
ner in dem Gedanken ausklingen, daß das

Rätefyftem, das auch sie für das kommende

Kampfmittel halte — den Schwerpunkt des

Kampfes ins wirtschaftliche Leben hinein
verlegt. Das mache die Gewerkschaften nicht
überflüssig. Im Gegenteil. Nie sei es aller'

dings notwendiger gewesen, sich auch im tag

lichen Kleinkampf des gewerkschaftlichen Le¬

bens vor Augen zu halten, daß die Gewerk¬

schaften nicht Selbstzweck sind, daß sie ein¬

gedenk sein müssen ihrer größeren Aufgabe,
mitzuwirken an der restlosen Beseitigung der

kapitalistischen Gesellfchaftsordnung. Erst
dann leisten sie wahrhaft gewerkschaftliche
Arbeit, und in diesem Sinne wollen wir

auch unter unseren weiblichen Berufskolleggn'
arbeiten.

GiensSrspHis und Tarifvertrags.
Als nach Zusammenbruch der alten Ge¬

waltherrschaft auch für die Handlungsgchilfen
und die Privatangestellten die Zeit des Er¬

wachens anbmch, die ihnen das MitdestiM',
mungsrecht und di: Tarifverträge brachte, da

gab es wohl kaum einen unter uns, der nicht
seine lebhafte Freude darüber empfunden
hätte. Den Männern, die das schwere Werk

eines Tarifvertrages im Handelsgewerbe mit

großer Geduld und Hingabe vollbrachten, ge¬

bührt der Dank und die Anerkennung der ge¬

samten Gehilfenschaft.
Die Einteilung in verschiedene Gehalts¬

gruppen und die gegenseitige Bewertung der

einzelnen Kategorien wird im allgemeinen als

richtig und zweckmäßig bezeichnet werden. Es,

scheint indessen, daß eine Gruppe von kauf¬
männischen Angestellten bei der Einteilung
doch recht schlecht abgeschnitten hat. Es sind
nämlich in den unteren Gehaltsklassen vielfach
als Angestellte mit „mechanischen Arbeiten"

auch die Stenographen oder Stenotypisten
aufgezählt. Wenn man nun das Maschinen¬
schreiben auch als mechanische Fertigkeit be¬

zeichnen kann, so ist dies bei der stenographi¬
schen Tätigkeit ein Unding und ein Mißgriff,
der das Erstaunen und den Unwillen vieler

hervorrufen muß. Als vor einigen Jahren
wegen der Zugehörigkeit zur Angestelltenver¬
sicherung diese Frage angeschnitten wurde, hat
die Aufsichtsbehörde ohne weiteres entschieden,
daß die stenographische Tätigkeit keinesfalls
eine mechanische Fertigkeit darstellt, sondern im

Gegenteil vom Ausübenden ein gewisses Maß
geistiger Anspannung, Ausdauer und Intelli¬
genz verlangt.

Die Stenographen haben in der Regel
eine mehrjährige Sonderausbildung durchge¬
macht, die mit bedeutenden Unkosten verknüpft
war und die sie aus ihrer Tasche bezahlen
mußten. Es dürfte auch bekannt sein, daß die

^Mündige tägliche Arbeit der Stenotypisten
sehr anstrengend und aufreibend ist. Dem jun¬

gen Manne, der mit vieler Mühe und unter

Aufwendung großer Ausgaben die Kurzschrift
erlernt hat, erscheint es unerträglich, daß seine
Arbeit nur eine mechanische sein soll und als

solche gewertet wird, während der neben ihm
arbeitende gleichaltrige Kollege ohne Kenntnis

der Kurzschrift und ohne sonstige besondere
Leistungen dasselbe oder gar noch mehr Ein¬

kommen dem Tarif nach erhalten soll. Dieses
Mißverhältnis sollte bei der Abänderung odsr

Neuschaffung von Tarifverträgen unbedingt
aus der Welt geschafft werden. Jn allen an-

deren Gewerben und Berufen erhalten Ange¬
stellte mit einer Sonderausbildung auch eine

höhere Entlohnung. Wenn in einem Fuhr-
geschäst ein Kutscher einen Autofahrerkursus
von kurzer Dauer durchmacht, so erhält er als

selbstverständlich dann einen höheren Lohn,
und im Schneidergewerbe und überall sonst ist
das gleiche der Fall. Jn Arbeiterkreisen hält
man es für recht und billig, daß der Unter¬

nehmer für eine Spezialausbildung der An¬

gestellten einen gewissen Zuschuß in Form
eines erhöhten Lohnes nachträglich zu zahlen
hat. Jn vielen Geschäften wird den Angestell¬
ten aus guten Gründen immer wieder emp¬

fohlen; „Lernt stenographieren, wir brauchen
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Schnellschreiber I" Auch in Zeitungsanzeigen
und in Stellungsnachweisen werden tagtäglich
Stenographen gesuchtes war nie ein Ueber»

fluß an tüchtigen Schnellschreibern vorhängen.
Da ist es eine Forderung der Gerechtigkeit, daß
diejenigen, die ihren größten Nutzen davon

haben, zur Ausbildung ihr Teil beitragen,
nicht aber die Stenographen noch schlechter be»

zahlen dürfen als die anderen Angestellten.

Es wird also notwendig sein, daß überall

die Stenographen und Stenotypisten nicht in

die niedrigste Gruppe der Angeftellten mit

„mechanischen", sondern in die höhere, für
„qualifizierte" Arbeiten eingesetzt werden.

Ferner müßte denjenigen, die eine gewisse
Schnelligkeit erreicht haben, als indirekter Ent»

gelt für die Kosten der außerhalb der Bureau»

zeit genossenen Sonderausbildung, ein pro»

zentualer Zuschlag zum Tarifgehalt von den

Firmeninhabern gezahlt werden. Jeder gerecht
denkende Kollege wird diese Forderungen für
durchaus angemessen und erstrebenswert er¬

achten.
Es dürfte hinreichend bekannt sein, daß

hie uud da Stimmung gegen die Tarifver»
träge geiuacht wird, und zwar nicht nur im

Kreise von Arbeitgebern, sondern auch von

älteren „gehobenen" Angestellten, die nicht
mehr in die neue Zeit Passen unö stch durch¬
aus nicht damit befreunden können, daß auch
jüngere Kollegen cin Recht auf anstänoige Be¬

handlung und Bezahlung beanspruchen. Eine

oben geschilderte, anfechtbare Klassifizierung
der stenographierenden Angestellten wird von

den Tarifgegnern mit Behagen ausgeschlachtet,
und bei jeder passenden Gelegenheit wird

darauf hingewiesen: „Das sind die Tarife, die

eure Vertreter aufgestellt haben!" Oder wenn

eine Stenotypistin mit vollstem Recht mehr
als den Tarifmindestsatz erhält, dann wird ihr,
wenn sie etwa Ueberstundenbezahlung ver¬

langt, inehr oder minder deutlich immer wie»

der vorgeworfen: „Wir zahlen Ihnen ja weit

mehr, als Sie dem Tarif nach zu beanspruchen
haben!" Eine höhcre Besoldung, der tüchtigen
Schncllschreiber dürfte auch aus dem Grunde

gerechtfertigt fein, weil in der Tat viele Ehcfs
ihren Stenotypisten gern mehr zahlen, als der

Tarif borsieht.
Es könnte ja den Geschäftsstenographen,

die mit der Einschätzung ihrer Arbeitsleistung
nicht zufrieden sind, empfohlen werden, sich
besonders zusammenzuschließen und selbst vor¬

zugehen. Diefer Zusammenschluß aber in einer

Sondervereinigung, die natürlich mit recht
radikalem Programm auf dem Schauplatz er»

scheinen würbe, hätte zur Folge, daß eine Ab¬

splitterung auch von dem am äußersten Flü»
gel kämpfenden Handlungsgehilfenverbsnde
eintreten könnte. Diese Absplitterung wäre

bedauerlich, aber nicht am meisten für den

Zentralverband — der würde deswegen immer

noch groß und stark bleiben —, sondern für
die Handlungsgehilfen überhaupt, die auf der

einen Seite doch wahrhaftig schon zersplittert
genug sind. Die Mehrzahl der berufstätigen
Stenographen ist sicherlich auch einer Absonde¬
rung abhold, fetzt sein Vertrauen vielmehr auf
die bestehenden Organisationen und besonders
auf unseren Verband, der anerkannterweise
an der Spitze marschiert, der die meisten Er¬

folge und die größte Anhängerschaft nach¬
weisen kann. O. Zimmerling.

Zeugnis unö Auskunft.
In Nr. 11 der „Handlungsgehilfen-Zei¬

tung" hat Penkala in einem Artikel „Zeugnis
und Auskunft" ein Problem berührt, das für
die Angestelltenschaft wichtig genug sein
dürfte, um noch einmal erörtert zu werden.

Der Verfasser stellt fest, daß die Zeugnisse

an Ansehen und Wert verloren haben, daß sich
kaum ein Arbeitgeber mehr mit der Vorlage
der Zeugnisse eines Bewerbers begnüge, daß
vielmehr jeder selbst bei den früheren Arbeit¬

gebern Auskunft einzuziehen Pflege, daß diese
Auskünfte nicht selten etwas anderes besagen,
als das erteilte (vielfach überhaupt nichts»
sagende) Zeugnis und daß deshalb viel mehr
als das mehr oder minder überflüssig gewor»
dene Zeugnis jenes Auskunftswesen die ernste
Beachtung öer Angestellten verdiene.

Man wird dicse Ausführungen als völlig
richtig bestätigen und dem Verfasser beipflich¬
ten müssen, wenn er fordert, es müsse eine

neue Form gefunden werden, welche den An¬

gestellten nachteiligen Auskünften gegenüber
nicht mehr schütz- und vertcidigungslos läßt.
Durch Aufstellung des Grundsatzes allerdings
„Mit Aufgabe einer Stellung gehört die ab¬

geschlossene Tätigkeit der Vergangenheit uno

geht den künftigen Prinzipal gar nichts an",
läßt sich die Frage meines Erachtens nicht
einfach aus der Welt dekretieren. Dieser
Grundsatz dürfte unhaltbar sein. Die Be¬

triebsleitung hat schließlich nicht nur das

Recht, sondern die Pflicht, sich zu vergewissern,
ob ein Bcwerber für den ihm zugedachten
Posten geeignet ist, und sich zu diesem Zwecke
möglichst genau darüber zu unterrichten, was

er gelernt unb wie er feine früheren Stellun¬

gen ausgefüllt hat. Ein völliger Verzicht auf
die Prüfung des bisherigen Werdegangs des

Bewerbers würde auch am wenigsten den tüch¬
tigen Angestellten, sondern nur unfähigen oder

gar unreellen Elementen zugute kommen, also
zum Gegenteil dessen führen, was der Ver¬

fasser, indem er die Hoffnung ausspricht, es

werde „mancher Befähigte an die ihm von

Rechts wegen zukommende Stellung gelangen
unö mancher Strohkopf in der Versenkung
verschwinden", als eines seiner eigenen Ziele
erkennen läßt.

Meines Erachtens hat die Parole nicht zu

lauten: „keine Auskünfte mehr!", sondern
„keine geheimen Auskünfte mehr!". Der

Arbeitgeber, mit dem der Bewerber über eine

Anstellung verhandelt, sollte gehalten sein,
dein ^tellungfuchenden die früheren Ar¬

beitgeber zu nennen, bei denen

er sich erkundigt; den Letzteren aber

müßte zur Pflicht gemacht werden, dem frühe¬
ren Angestcllten eine wörtliche Ab¬

schrift jeder Auskunft zu senden,
die sie über ihn erteilen. Vom- Auskunft»
empfünger außer dem Namen des Aus»

kunftgebers auch gleich die Bekanntgabe des

Wortlautes der Auskunft zu verlangen, er¬

scheint nicht angängig, solange der Auskunft-
empsönger dem Auskunftgeber, wie es auf
Grund der bekannten ReichsgerichtSentschei-
dung zurzeit der Fall ist, für Nachteile haftet,
die dem letzteren aus einer ni'chtvertraulichen
Behandlung öer Auskunft etwa erwachsen. Der

Auskunft g e b e r ist die Persönlichkeit, die
die Verantwortung für die Auskunft zu tra¬

gen hat.

Es dürfte sich empfehlen. Vereinbarungen
in diesem Sinne in den Tarifverträgen zu

treffen. Desgleichen auch Vereinbarungen
darüber, daß die Führung jeglicher Geheim»
arten, Geheimlisten (schwarzer Listen) zu

unterbleiben hat und daß dem Angestellten
währcnd der Dauer seines Dienstverhältnisses
das Recht zustehen soll, jederzeit auf dein Per»

sonalburecm in seine Personalakten Einstcht zu

nehmen. Letzten Endes aber hätten die An»

gestelltenverbände wohl darauf hinzuarbeiten,
daß der s 73 HGB. selbst eine entsprechende
Ausgestaltung erfährt.

I. Winkler, München.

Aröeiierschutz im Frisösnsvsz-srÄg.
Der Friedensvertrag zwischen den ver»

Kündeten gegnerischen Staaten und Deutsch¬
land nimmt an mehreren Stellen auf Gegen¬
stände des Arbeiterschutzes und dcs Ard^ter-

rechts Bezug. Im ersten Teil, der dcn Völker¬
bund betrifft, heißt es in Artikel 23 unter

anderem, daß die Mitglieder des Völkerbundes

sich bemühen werden, „billige und menschlich:
Arbeitsbedingungen für Männer, Frauen und

Kinder zu schaffen, sowohl in ihren eigenen
Gebieten wie in allen Ländern, auf die sich
ihre Handels» uud Gewerbebeziehungen er¬

strecken, und zu diesem Zweckc die erforder¬
lichen internationalen Stellen zu erhalten".
Diese Stellen behandelt der Teil 13 des Frie-
dcnsvertrages. Es soll in Gemäßheit mit
den Artikeln 387 bis 399 eine ständige inter¬

nationale Organisation für Ar¬

beiterangelegenheiten ins Leben ge¬

rufen werden. Vorläufig sind die ursprüng¬
lichen Staaten des Völkerbunds (also die ver¬

bündeten Gegner) Mitglieder dieser Organisa¬
tion, später alle dem Völkerbund ungehörigen
'Staaten. Da eine Frist von mindestens 5 Jah¬
ren angesetzt ist, bis Deutschland in gÄvissen
Verkehrsrechten Gegenseitigkeit mit anderen

Staaten zugestanden wird (Art. 378), so ift
auch nicht anzunehmen, daß an seine frühere
Aufnahme in dcn Völkerbund gedacht wird:

denn diese Verkehrsangelegenheiten sind doch
viel wcniger wichtig als die Rechte, welch: die

Zugehörigkeit zum Völkerbund mit sich bringt.
Die ständige Organisation für Arbeiter¬

angelegenheiten umfaßt eine Haupwersamm»
lung von Vertretern der Mitgliedstaaten und

ein internationales Arbeitsamt.

Die Hauptversammlung findet
mindestens einmal im Jahre statt. Jeder Mit¬

gliedstaat entsendet dazu 2 Regierungsver¬
treter, 1 Vertreter der Unternehmer und 1 Ver¬

treter der Arbeiter. Die Arbeiter stellen mit¬

hin eine Minderheit der Vertreter; es wird

auf diesen Versammlungen in der Hauptsache
von Regierungsvertretern und Unternehmern
„von oben herab" über ihre Geschicke entschie¬
den werdcn. Auch ist es durchaus nicht demo¬

kratisch, Wenn bei Feststellung der Vertreter¬

zahl auf die Bevölkerungszahl der Staaten

gar keine Rücksicht genommen wird. Ueöerdies

werden die Arbeitervertreter (und di« Unter¬

nehmervertreter) nicht gewählt, sondern im

Einverständnis mit den bestehenden Organisa¬
tionen ernannt. Von jedem Land können

außer dicsen Vertretern zwei technische Rat¬

geber für jeden Gegenstand der Tagesordnung
entsandt werden. Wenn aus einem Staat der

Arbeiter- oder Unternehmervertreter nicht er¬

schienen ist, fo hat auch der zweite Interessen»
tenvertreter kein Stimmrecht: es dürfen in

solchen Fällen nur die Regierungsvertreter dos

betreffenden Staates abstimmen.
Ein internationales Arbeitsamt wird in

Genf (oder wo sonst der Völkerbund seinen
Sitz hat) errichtet. Von seinen 24 Verwal»

tungsratsmitgliedern werden 12 als Vertreter

der Regierungen ernannt und je,6 von den

Arbeiter» und Unternehmervertretern der

Hauptversammlung bestimmt. Der Verwal-

tungsrat ernennt den Leiter des Arbeitsamts,
der wieder das nötige Personal beruft. Das

Amt hat Materialien zur Regelung aller Ar¬

beiterfragen zu sammeln, es bereitet die Tages¬
ordnung der Hauptversammlung vor, hat bei

der Entscheidung von Streitfragen mitzuwir¬
ken, eine Zeitschrift herauszugehen usw. Das

internationale Arbeitsamt kann die Mitwir¬

kung des Generalsekretärs dcs Völkerbundes

bei allen Fragcn in Anspruch nehmen, bci

denen er dazu in der Lage ist.
Die Artikel 400 bis ^0 des Friedens-

Vertrages regeln die Verhandlungen der
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Hauptversammlung der Organisation für Ar-

beiterangclegenhciten und die Geschäftsfüh¬
rung des internationalen Arbeitsamts. Die

Beschlüsse der Hauptversammlung — die von

den Arbeitervcrtrctcrn nicht entscheidend be¬

einflußt werden können — können zweierlei
Form haben: Sie können 1. Vorschläge

sein für den Erlaß einzelstaatlicher Gesetze oöer

für sonstige in den Bereich der Mitgliedstaaten
fallende Maßregeln, oder 2. Entwürfe von

internationalen Uebcreinkommen, die den Mit¬

gliedstaaten zur Ratifikation vorgelegt werden.

Jeder Mitgliedstaat hat ieden solchen Vorschlag
oder Entwurf spätestens 1^ Jahre nach der

Hauptversammlung zu erledigen, die den Vor¬

schlag oder Entwurf zustandebrachte. Die Mit¬

gliedstaaten haben vollkommene Freiheit der

Annahme oder Ablehnung von Vorschlägen
und Entwürfen der Hauptversammlung. Tritt

ein Staut einem vorgeschlagenen Ueberein¬

kommen nicht bei, so ist für ihn die Sache da¬

mit nicht erledigt, denn jeder andere Staat

kann gegen ihn Beschwerde beim ständigen Ge¬

richtshof öes Völkerbundes erheben. Jn keinem

Fall bedeutet die Annahme eines Vorschlags
oder Entwurfs der Hauptversammlung, daß
der annehmende Staat fich damit verpflichtet,
den durch seine Gesetzgebung den Arbeitern

bereits gewährten Schutz zu vermindern. (Ver»
fchlechterurigcn der bestehenden Arbeiterschutz»
bestimmungen sollen also vermieden werden.)

Jedes ratifizierte Uebereinkom¬

men verpflichtet nur die Staaten,

die ihm zugestimmt haben. Wenn

der Entwurf eines Uebereinkommens auf der

Hauptversammlung nicht eine Zwei¬
drittelmehrheit der abgegebenen Stim¬

men erhält, so können ihn die Staaten, die es

wünschen, als Grundlage eincs Sonderabkoni»

niens annehmen. Die Aussichten, daß

irgendwelche bedeutungsvollen
fortschrittlichen Maßnahmen die

erforderliche Zweidrittelmehr¬
heit der Stimmen erhalten, sind

gering, da weit rückständige Staaten

Mittel» und Südamerikas (nahezu 2l) an der

Zahl, der afrikanische Negerstaat Liberia, In»
dien, Japan, China, Sedschas (Arabien), Siani

(Hiuteriudien), sowie die neuen und alten süd»

und osteuropäischen Kleinstaaten mit Leichtig»
keit jene wenigen Staaten überstimmen köu»

nen, die für modernen Arbeiterschutz und mo»

dernes Arbeiterrecht eintreten. Wenn man

einwendet, diese Staaten würden ja doch nicht
sämtlich oder nicht größtenteils auf den Haupt»

Versammlungen vertreten sein, so könnte man

sich leicht täuschen; denn diese Staaten werden

eben vou gewissen Interessenten zur Entsen»

dung ihrer Vertreter veranlaßt werdenl

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, dem

internationalen Arbeitsamt Jahresberichte
über ihre Tätigkeit auf dem Gebiet des Ar-

beiterschutzcs usw. zu erstatten.

Gegen Nichteinhalten der Bestimmungen
internationaler Uebereinkommen seitens ein¬

zelner Staaten sind verschiedene Maßnahmen

vorgesehen. Erfolgt eine diesbezügliche Be>

schwerde durch Arbeiter- oder Unternehmer-
Vertreter, so kann es letzten Endes nur bis

zur öffentlichen Bekanntmachung der Be»

schwerde kommen, woraus sich die Schuldigen
kaum etwas inachen werden. Beschwert sich
aber einc Negierung über eine andere, daß

diese internationale Abkommen verletzt, so wird

ein internationaler Untersuchungsausschuß be»

rufen (dessen Mitglieder der Generalsekretär
des Völkerbunds aus gewissen Listen aus¬

wählt); dieser hat Erhebungen zu veranstalten
und hernach Vorschläge zu machen, die vom

ständigen internationalen Gerichtshof des Völ¬

kerbundes bestätigt, abgeändert oder aufgehoben
Werden können. Der Gerichtshof hat gegebe¬

nenfalls die wirtschaftlichen Straf¬

maßregeln zu bezeichnen, die er einer

schuldigen Regierung gegenüber fiir angebracht
hält. Richtet sich ein schuldiger Staat in öer

vorgeschriebenen Zeit nicht nach den Vorschlä¬

gen des Untersuchungsausschusses oder des

internationalen Gerichtshofes, so darf jeder
andere Mitgliedstaat gegen ihn die zulässig er¬

klärten Strafmaßregeln treffen, und

zwar dürfen sie so lange verhängt werden, bis

auf Grund einer Feststellung des Unter¬

suchungsausschusses oder des internationalen

Gerichtshofes der Nachweis des EinHaltens der

internationalen Verträge erbracht ist.
Die internationalen Uebereinkommen gel¬

ten grundsätzlich auch für die^ Kolonien der

Staaten, die ihnen zustimmten; aber diese
Staaten dürfen für die Kolonien Aenderungen
vorschlagen, die im Klima, der Wirtschafts¬

weise usw. begründet sind. Die Aenöerungen
werden rechtskräftig, wenn sie von der Haupt¬
versammlung der Organisation fiir Arbeiter¬

angelegenheiten mit Zweidrittelmehrheit an¬

genommen werden, wenn sie ferner die Ge¬

nehmigung der Staaten erhalten, deren Ver¬

treter den Rat des Völkerbundes bilden, und

wenn ihnen endlich drei Viertel der Milglied-
staaten zustimmen. (Art. 421 und 422.)

,
.

«

Jn den don Deutschland abgetretenen
Gebieten und im Saarland haben die Regie¬

rungen die aus den deutschen sozialen Ver¬

sicherungsgesetzen entspringenden Verpflichtun¬
gen weiterhin zu erfüllen. Die deutsche Regie»
rung hat sich verpflichtet, ihren Nachfolgemäch,
ten einen entsprechenden Anteil an den von

den Versicherungsträgern angesammelten Re¬

serven (Geldern) abzutreten, die fiir den ge¬

samten Dienst der sozialen Versicherung in

jenen Gebieten erforderlich sind. (Artikel 312.)
H. F.

Gegen die Bstriebsrö'is
hat in der Nationalversammlung am 21. Au¬

gust Herr G. Schneider, Mitglied des Ver¬

bandes Deutscher Handlungsgehilfen, folgende

Ausführungen gemacht:
Nun handelt eS sich um die Aufgaben des

Betriebsrats. Man kann ganz gewiß der Mei-

nung sein, daß der zu weid gespannte Aufgaben¬
kreis bei den Betriebsräten doch geeignet sein
kann, das ganze Gesetz an stch umwirksam zu

machen. (Sehr richtig! bei den Deutschen Demo¬

kraten.) Der Anfgnbenkreis ift in feinem Um¬

fange weit gesteckt, daß man immerhin, zweifel-
>haft sein kann, ob hente schon die genügende Eig¬
nung für alle diese Aufgaben vorhanden ist. Es

wäre doch vielleicht zweckmäßiger gewesen, wenn

man auch bei dem Aufgabsnkveis der Betriebs¬

räte der Entwicklung einigen Spielraum gelassen
hätte, wenn man, wie in dem Abkommen vom

März über den nntteldeutschen Bergbau, nur

bestimmte Ziele gewiesen, alber die Erreichung
dieser Ziele inr einzelnen der Ausarbeitung
durch die Betriebsräte selbst überlassen hätte.
Es ist schließlich nicht das Beste für die Entwick¬

lung, das; mnn irgendeinem Organ sagt: so muht
du die Sache machen —; denn dann unterdrückt

man den Schöpsergeist dicser Einrichtung. Schließ¬
lich sollen doch die Betriebsräte eine Quelle wirt¬

schaftlicher Erkenntnis werden, und das können

sie nur fein, wenn man ihnen einen Spielraum
läßt, in dem sie sich entwickeln können. Aber in

dem Gesetzentwurf selbst die Aufgoberi so stark
umgrenzt und meines Erachtens auch zum Teil

so weit gesteckt, daß man befürchten mutz, daß das

Gcsetz in seiner Durchführung an dieser Ueber-

ladung scheitern muß. (Sehr richtig! bsi den

Deutschen Demokraten.) Wenn man ein Schiff
mit allzustarker Ladung belastet, dann geht es

unter, und hier scheint mir doch der Fall vor¬

zuliegen, daß man den Aufgaoemkreis nicht mit

dem nötigen Augenmaße abgegrenzt hat. Da¬

rüber wird im Ausschuß zu reden sein.
Dann hat der Herr Minister dabon ge¬

sprochen, das Mtbestimmungsrecht der Arbeiter

und Angestellten bsi Einstellung — es ist ja kein

Mitbcstimmungsrecht, sondern ein Einspruchs¬
recht — sei durchaus notwendig und werde vom

Kabinett gebilligt. Es ist gariA bemerkenswert,

daß vor nicht langer Zeit das Kabinett auf dem

Standpunkt gestanden hat, daß das Einspruchs»
recht bei Einstellungen nicht zu gewähren sei,
weil es eine Gefahr für die Arbeiter und Ange,
stellten bilde. (Hört! Hört! bei den Deutschen
Demokraten.) Es ist ganz gewiß zuzugeben, daß
sowohl bei der Einstellung von Arbeitern wie von

Augestellten hier und da Vetternwirtschaft ge¬
trieben worden ist. Aber wer die Verhältnisse
in der Großindustrie kennt, weiß, daß diese
Vetternwirtschaft nicht vom Unternehmer getrie¬
ben worden ist. Im Großbetrieb ganz bestimmt

nicht; denn da kümmert sich der Unternehmer
gar nicht um diese Dinge, da Hai, er seine Abtei¬

lungsleiter. Diese Vetternwirtschaft ist aber nicht
so bedeutend, daß ihre Beseitigung die Nachteile
aufwiegen kann, die aus dem Mitbestimmungs¬
recht der Vedriebsräte bei Einstellungen erwachsen
können. Es ist ja doch praktisch gar nicht mög¬
lich, daß etwa auf einer Baustelle, wo die Ar¬

beiter alle Tage wechseln, immer erst der Be¬

triebsrat gefragt werden soll. Man würde ja
den Betriebsrat mit einer bureäukratischen Ar-

berbslast überhäufen, der er technisch gar nicht
gewachsen ist.

Bei den Angestellten hat das Einspruchs¬
recht aber doch die große sachliche Wirkung, daß
ein fester Anstellungsvertrag überhaupt nicht
mehr zustande kommen kann, denn der Arbeit¬

geber kann doch nur einstellen unter Vorbehalt
der Zustimmung des Betriebsrates. Die Ange¬
ftellten ihrerseits aber legen doch großen Wert

darauf, daß sie auf möglichst lange Zeit ange¬

stellt werden, und das Handelsgesetzbuch und das

Bürgerliche Gesetzbuch schreiben ja bestimmte

Kündigungsfristen vor. Es wird also dem An¬

gestellten außerordentlich schwer sein, seine Stelle

zu wechseln, und da kann das Einspruchsrecht
des Betriebsrats bei Einstellungen sine Be¬

drohung der Freizügigkeit der Angestellten sein,
(hört! hört! bei den Teutschen Demokraten) die

weit schädlicher wirkt als die zahlenmäßig geringe
Vetternwirtschaft, die jetzt betrieben worden ist.
Und dann ist doch sehr die Frage: Tauschen wir

die eine Vetiernwirtschaft nicht ein gegen eine

andere? Wenn wir die vielen Anfragen in die¬

sem hohen Hause lesen, die Hilferufe an die Re¬

gierung um Schutz gegen den Terrorismus in

einzelnen Betrieben, dann wird man doch die

Bcdenten nicht unterdrücken können, daß bei der

Einstellung dieser Terrorismus auch geübt wer¬

den wird. (Sehr richtig! bei den Deutschen De¬

mokraten.) Da wird es doch sehr zu überlegen
sein, ob man iu diesem Punkte oer Regierungs¬
vorlage wird folgen können.

Dagegen ist eine Mitwirkung be« Ent¬

lassungen unbedingt erforderlich. (Sehr richtig
bei den Deutschen Demokraten.) Sie ist schon

deswegen erforderlich, um die Tarifverträge
durchzuführen. Wir wissen ja, die Erreichung
eines Tarifvertrages ist an sich ein schwieriges
Stück Arbeit; es brauchte vielleicht nicht so schwer
zu sein, wenn aus beiden Seiten etwas mehr

menschliches Vertrauen vorhanden wäre. Aber

wir wissen auch, daß der Abschluß eines Tarif¬

vertrages noch nicht seine Durchführung bedeutet,

und daß die Durchführung auch wieder eiu Stück

Arbeit ist, das geleistet werden muß. Wir haben
die Erfahrung machen müssen, daß in einer kaum

begreiflichen Kurzsichtigkeit die Führer der Tarif»

bewcgung Maßregelungen ausgesetzt waren, und

daß man andererseits die Bestimmungen des

Tarifvertrages, soweit etwa eine höhere Bezah¬
lung älterer oder längerer Zeit im Betricb be¬

schäftigter Arbeiter und Angestellten vorgesehen
war, dadurch zu umgehen versuchte, daß man

die älteren Arbeiter und Angestelltcn abschob!
und durch jüngere ersetzte. Diesen Willkürlich¬
keiten muß natürlich in irgendeiner Weise ab¬

geholfen werden,, urid das. kaun geschehen, indem

man das Mitbestimmungsrecht, der Arbeiter und,

Angestellten bei Entlassungen dem Betriebsrate

überweist. . . .

Nun hat dcr Hcrr Minister davon ge¬

sprochen, aus ArbeitgÄerkreisen seien scharfe
Widerstände gegen den Entwurf laut ge»!

worden. Nach Prüfung der Eingaben der Ar->

beitgeberverbände, die an uns gelangt) sind, kanil
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ich durchaus nicht finden^ dasz sich «twa ein Ar¬

beitgeberverband grundsätzlich gegen t»S Besetz
ausgesprochen hat. (Sehr richtigl bei den Deut¬

sche»! Demokraten) Meine Damen und Herren I

Die Gerechtigkeit fordert doch, das anzuerkennen.
Es ,isl doch ein ganz erfreulicher Wandel in der

Gesinnung, die hier zum Ausdruck kommt. Wenn

den den Arbeitgebern Einwendungen gegen das

Gesetz erhoben werden, so sind wir verpflichtet,
diese Einwände sachlich zu prüfen ohne jede Vor¬

eingenommenheit. (Sehr richtigl bei den Deut¬

schen Demolnaten.) Wenn aus der einen Seite

Entgegenkommen, Verständnis und Einsicht für
ine, Gcdankengängs der Arbeitnehmerfchaft ge¬

zeigt werden, dann muß sich auch die Arbeit¬

nehmerschaft, bemühen, in die Gedankengänge der

anderen Seite einigen Einblick zu gewinnen;
denn auch die andere Seite will ja aus dem

Betriebsrätegesetz daö herausholen, was den Be¬

trieb heben kann. Fm Zielesind wir einig; denn

es gibt wohl kaum einen Menschen in Deutsch¬
land, der nicht davon überzeugt wäre, daß wir

nur durch den größten kameradschaftlichen Geist

überhaupt^imstande sind, unsere Wirtschaft wie¬

der aufzubauen. (Sehr richtigl bei den Deutschen
Demokraten.) Die Arbeitgeberschaft gibt in ihren
Eingaben diesem Gedanken doch unumwunden

WuSdruS. Sie hat Einwendungen zu erheben. Ja,
wollen Sie ihr daraus Borwürfe machen? Sie

auf der lircksn Seite haben doch Jahrzehnte
hindurch «ichts anderes «ls Einwände erhoben,
und Si« kommen jetzt znr Anerkennung dieser
Einwände, müssen sich aber soviel Gerechtigkeits¬
sinn bewahren, nun auch ohne Nervosität die Ein¬

wände der Gegenseite anzuhören. Wenn sich
die Arbeitgeberschaft allzu große Eingriffe in die

Betriebsvorgänge durch die Betriebsräte abzu¬

wehren sucht, wird man das, wenn man die Wirt¬

schaft kennt, und nicht grundsätzlich auf dem

Standpunkt der sozialiftlichert Wirtschaftsweise
steht, durchaus begreifen können; (fehr richtig!
bei den Deutschen Demokraten) denn der Mann,

der mit seinem Vermögen für das Unternehmen

haftet, will natürlich auch über die Verwaltung

dieses Vermögens die letzte Entscheidung haben.
Aber eS kann doch nicht mehr davon die Rede

sein, daß die Arbcitgeberscl>aft im allgemeinen

grundsätzlich der Gedanke des „Herr-im-Hause-
Hein" aufrechterhalten wird. Es gibt viele Be-

tricbc, wo das noch geschieht; aber es handelt

sicb bei den nns zugegangenen Eingaben um die

organisierte Vertretung der Arbeitgeberschft
und da haben wir doch den klarsten Beweis, daß

sie bereit ist, den Arbeitnehmern in weitest-

gehcnder Weise Aufschluß über die Betriebsuor-

gä'.-ze zu geben, daß sie bereit ist, sich in die

B imebsverhältnisse hineinreden zu lassen, ein

Einspruchsrecht', an das sie vor Jahrcn noch
im entferntesten nicht gedacht hätte. Es ift also

hier gc^rdeJU die Stimmung, die Atmosphäre für

eine Verständigung vorhanden, und wir sollten

doch dicse günstige Atmosphäre benutzen, nm hier

etwas wirklich Brauchbares und Dauerndes zu

schaffen. (Sehr gut! bei den Deutschen Demo-

kr^-n.)

llnd das erlaubt sich Herr Schneider zu

dc . selben Zeit, iu der die Angestelltenschaft fast

durchweg dcr Auffassung ist, daß die Befug¬

nisse der Betriebsräte in der Richtung erwei¬

tert werdcn müssen, wie sie die Arbeitsgemein¬

schaft freier Angestelltenverbände vertritt.

Zum BeinsKsrö'ie-Gesstz.
Die Arbeitsgemeinschaft freier

Angestelltenverbände hat der Natio¬

nalversammlung einen Gegenentwurf

eingereicht, der sich namentlich dadurch unter-

scheidet, indem er für die Betriebsräte größere

Best ^nisse verlangt. Er fordert wirkliches

Mitbestimmungsrecht bei Einstellungen und

Entlassungen von Personal und eine wahre

Mitwirkung bci der gesamten Leitung des

Betriebes.
. Die entsprechenden Vorschläge

lauten:
s 24.

Dcr Betriebsrat steht als die Jnter-
esseudcrtretung der einen Vertragspartei im

ttrbeitsvertrage grundfätzlich gleichbe¬
rechtigt neben der Betriebsleitung.

Er hat insbesondere die gesamte Leitung
des Betriebes, der Verwaltung,
des Bureaus, ferner in kartellierten, syndi¬
zierten oder sonstwie wirtschaftlich und vertrag¬
lich zusammengeschlossenen Betricbsgruppen die

Leitung und Geschäftsgebarnng
dieser Gruppen zu kontrollieren,

zu überwachen und in ihr auf die Wahrung des

volkswirtschaftlichen Gefamtinteresses hinzu¬
wirken. Er hat infolgedessen zu allen die Lei¬

tung, Verwaltung, das Gefchäftsgebaren,, die

Betriebsorganisation, den Arbeitsprozeß, die tech¬
nischen Verkehrseinrichtungen und sonstige die

Produktivität, Rentabilität und die gesundheit¬
liche und wirtschaftliche Lage der Arbeitnehmer»
schafib betreffenden Fragen Stellung zu nehmen,
und zwar sowohl im Sinne der Beseitigung von

Fehlern und Mängeln, wie in dem der Schaffung
technischer und sozialer Verbesserungen.

Der Betriebsrat soll sich hierbei der dauern¬

den Fühlungnahme mit der wirtschaftlichen Ge-

snmtinteressen-Vertretrmg der Arbeitnehmer, der

Gewerkschaft versichern. Er hat die ganz beson¬
dere Aufgabe, über den Betriebsegoismus hinaus
das gesamte Wohl des arbeitenden Volkes durch
seine Maßnahmen zu fördern.

Zu den Aufgaben des Betriebsrates gehören
insbesondere 1. die Ueberwachung der Jnnehal¬
tung der zugunsten der Arbeitnehmer gegebenen
gesetzlichen Vorschriften im Betriebe, der maß¬
gebenden Tarifverträge, der von den Beteiligten
an«rk«nn!>en Schiedssprüche einer Schlichtungs¬
stelle »der einer vereinbarten Schiedsstelle.

L. Zusammen mit der Betriebsleitung die

Ausarbeitung aller Arbeits- und Betriebsord¬

nungen, die der Betriebsversammlung zur Be¬

schlußfassung vorzulegen und nach deren Zu¬
stimmung, zu erlassen sind.

8. Soweit tarifvertragliche Regelungen nicht

bestehen, gemeinsam mit, der Betriebsleitung die

Regelnng aller Lohn-, Gehalts- und Arbeitsbe¬

dingungen, des Lchrlingsmefens, der Urlaubs»

Verhältnisse, Veränderungen dcr Arbeitszeit.
Alle derartigen R«get!ungen, müssen, soweit sie
über Ecnyelfälle hinnusgehen, von der Betriebs»

vensamnrlnng, wenn sie sich nur auf einzelne
Grnpven beziehen, von der betreffenden Gruppen-
versccmmlung genehmigt werden.

4. Das Einvernehmen innerhalb der Nr»

beitnehmcrfchafl und zwischen den einzelnen
Gruppen zu fordern und für Wahrung der Koa¬

litionsfreiheit der Arbeitnehmerschaft einzu¬
treten.

6. Bei Streitigkeiten des Betriebsrates, der

Arbeitnehmerschaft oder eines ihrcr Teile mit

dem Arbeitgeber Verhandlungen zu führen und,

falls keine Einigung zu erzielen ist, den Schlich¬
tungsausschuß oder eine vereinbarte Einigungs-
oder Schiedsstelle anzurufen.

6. Auf die Bekämpfung der Unfall» und

Gssundhcitsgcfahrcn im Betriebe zu achten, ge-

werbepolizeilicbe Bestimmungen und Unfallver»

hütungSvorschriften zur Durchführung zu bringen,
die Gclverbcaufsichtsbeanrten und die sonstigen
in Betracbt kommcndcn Slcllen bei ihrer Tätig¬
keit im Betriebe durch Anregungen. Beratungen
und Auskunft zu unterstützen, in Betrieben mit

gesundheitlichen und Unfallgefahren eigene Kon¬

trollorgane einzusetzen, die im Interesse der Ar¬

beiter, Angestellten und Beamten vorzunehmen¬
den Fesistcllungem und Untersuchungen durchzu¬

rühren?, die Lehrlinge und souslige in der Aus¬

bildung befindlichen Personen vor Ausbeutung

zu sckützen und dafür zu sorgen, daß ihre Aus¬

bildung ili allen Teilen sorgfältig durchgeführt
wird. >

7. Bestrafungen, Lohnkürzungen für den

fvall, daß einzelne Arbeitnehmer fich zum Scha.

den ihrer Mitarbeiter oder des Betriebes Ver¬

fehlungen haben zuschulden kommen lassen, unter

Aufhebung dieses Rechtes für den Arbeitgeber

auszusprechen. Ueber Beschwerden gegcn die

Entscheidung des Betriebsrates entscheidet die

Betriebsversammlung.
8. Gemeinsam mit der Betriebsleitung alle

Einstellungen, Kündigungen. Entlassungen, Ver-

setzungen, Beförderungen und Vertragsverlänge¬

rungen, vorzunehmen.
g. Alle sozialen Einrichtungen der Betriebe,

wie Konsumanstalten, Wirtschaftsbetriebe, Pen¬

sionskassen, Krankenkassen, Bibliotheken, Ver¬

waltung von Strafgeldern ausschließlich selbst
zu verwalten.

Iv. Bei allen Maßnahmen der Betriebslei>

tung, die sich auf die Verwaltung von Arbeiter»

Heimen, Logierhäusern, Werkswohnungen usw.
beziehen, mit zu entscheiden. ,

11. An der Einführung oder Aenderung von

Arbeitsmethoden, geschäftlichen Gepflogenheiten,
Abschluß von Konventionen, überhaupt allen

Maßnahmen mit zu bestimmen, die auf die Wirt¬

schaftlichkeit des Betriebes und die Produktivität
der Arbeitsleistungen beziehen.

12. Bei Unfalluntersuchungen Beauftragte
zu entsenden^ denen alle zur Aufklärung der Ur¬

sachen und zur Vermeidung von Wiederholungen
notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu

stellen sind.
§ LS.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben entsendet
der Betriebsrat eines oder mehrere seiner Mit¬

glieder in die Betriebsleitung, bei

Aktiengesellschaften auch in den Aufsichts¬
rat, bei Konventionen, Syndikaten, Kartellen/
Trusts, Ringen usw. werden diese Beauftragten
vom gemeinsamen Betriebsrat in die Leitung
dicser Gruppen entsandt.

Den Beauftragten des Betriebsrates siniZ
alle zur Beurteilung der gesamten Geschäftsge»
barung und der technischen Betriebsführung so¬
wie der Organisation des Betriebes, der Ver¬

waltung usw. notwendigen Bücher und Korre¬

spondenzen und sonstigen Geschäftspapiere, ins¬

besondere auch diejenigen, die über die Einkaufs¬

preise, die Art und den Umfang der Erzeugung
oder des Handels, die Betriebsleistung und die

Preiskalkularion Aufschluß geben, vorzulegen.
Der Betriebsrat hat gegenüber den geplanten
Maßnahmen der Geschäftsleitung das Ein¬

spruchsrecht, sofern er durch sie das Be-iriSbß-- «der

Gemeinintcresse gefährdet sieht. Jn Streit''

fällen dieser Art zlvischen BeKiebsleltung und

Betriebsrat entscheiden die noch zu schaffenden
Bezirksräte. Dem Betriebsrat ist vor Veröffent¬

lichung bzw. Abschluß die Ge»inn- und Verlust,

rechnung sowie die Bilanz einschließlich der zu

ihrer Aufftellung dienenden Gest^stSbücher, In»?
ventarien ufw. vorzulegen. Er hat das Röcht,

sämtliche Unterlagen und den Abschluß durch einen

Bücherrevisor prüfen zu lassen.

Zur Erledigung der für die Einstellungen,
Kündigungen, Entlassungen, Versetzungen, Be»!

förderunger», VertragSvcrlängerungen erforderst
lichen Maßnahmen kann der Betriebsrat Ver¬

trauenspersonen bcsiellert>. Er hoch das Recht der

Einsichtnahme und der Vornahme eines Sicht¬
vermerks bei allen Akten, ein- und ausgehenden
Schriftstücken in Personalangelcgenhciten. Zuv
Prüfung von BewerbungZpapiereri bestellt de«

Betriebsrat mindestens zwei Vertrsuensper-!
sonen. Diese haben die ihnen hierbei zuv

Kenntnis kommenden Perso,n«kien der Bewerber!

vertraulich zu behandeln, vorsätzliche oder fahr¬
lässige Verletzung dieser Vertraulichkeit zu«

Schaden der Bewerber ist strafbar. Die Mit»

glieder des Betriebsrates sind gehalten, die ihnen
auS der Einsichtnahme in die Geschäftsvorgänge,
die Lohnbücher, die Leistungsfähigkeit des Unter¬

nehmens, den Auftragsbestand und den zu er¬

wartenden Arbeitsbedarf vertraulich zu be»

handeln.
Der Betriebsrat ist von beabsichtigten Neu»,

einstellungen vor Abschluß des Dienstvertrages
so rechtzeitig zu unterrichten, daß ihm die Mög»
lichksit der Prüfung gegeben ist, bei Kündigungen
ist ihm mindestens drei Tage vor Ausspruch der»

selben Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
Soll eine fristlose Entlassung vorgenommen wer¬

den, so treten, Gcschäflsleitnng bzw. die ent¬

sprechende behördliche Stelle und der Betriebs¬

rat unverzüglich zusammen. Der Ein»,

spruch des Betriebsrates hat itt

allen Fälleu restlich aufschiebende
Wirkung. Dcr E,.,Spruch deS Vctricbsrates

muß fich aus Gründe stützen, die sich aus dev

Wahrung von Interessen des Betriebes, der Ar¬

beitnehmerschaft oder dcr Allgemeinheit ergeben
oder eine unbillige Härte gegenüber dem be¬

troffenen Arbeitnehmer abwenden wollen. Die

politische, gewerkschaftliche oder konfessionelle Be¬

tätigung eincs Arbeitnehmers sowie seine Zuge¬

hörigkeit oder NichtzncMörigkeir zu einer Orga-

niisalion sind keine solchen Gründe. Komint bei!
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den! Verhandlungen auf Gründ des Einspruches
des Betriebsrates in Personalsragen icine Eini¬

gung zustande, so Zaun der Arbeitgeber den

SchlichtuwgAansschusz oder eine andere vertraglich
vereinbarte Stelle anrufen.

Jn den öffentlichen Verwaltungs¬
behörden von Reich, Staat und Ge¬

meinde usw. findet das Mitbestimmungs-
recht der Betriebsräte lediglich in den Rechten
der Volks- bzw. Gemeindevertretungen seine Be¬

grenzung. Es ist ini übrigen sinngemäß auch auf
alle Betriebe, Verwaltungen und Bureaus des

öffentlichen Rechts anzuwenden.

§ 26.

Die Entscheidungen des Schlichtungsaus¬
schusses bzw. der vertraglich vereinbarten Schieds¬
stelle bei Streitfällen in Personalangelegenheiten
sind endgültig.

8 27.

Der Betriebsrat hat Wünsche, Anträge und

Beschwerden einzelner Arbeitnehmer auf deren

Antrag gegenüber der Geschäftsleitung zu ver¬

treten. Er hat das Recht, während der Arbeits¬

zeit eine regelmäßige Sprechstunde einzurichten.
Der Arbeitgeber hat sür diese die erforderlichen
Räumlichkeiten und Einrichtungen zur Verfügung
zu stellen.

Oss MiSssiiMMlMSSrschj
in öen Grsß-Berlinsr Krisgs-

orßsnissiisnen.
Am 27. August 1919 trat der Schlich¬

tungsausschuß im Neichsarbeitsamt zusam¬
men, um die Frage des Mitbestimmungs-
rechtes für die Angestellten der Groß-Berliner
Kriegsorganisationen zu entscheiden.

Der Schlickstungsausschliß kam in seiner
Sitzung am 1. September 1319 zu folgendem
Schiedsspruch:

„Für die Tätigkeit der Angeftelltenausschüsse
in den Kriegsorganisationcn, im besonderen für
die Ausübung des Mitbestimmungsrechtes gelten
neben den gesetzlichen Bestimmungen die folgen¬
den Regeln:

§1. Allgemeine Aufgaben.
Der Angestelltenausschuß hat die wirtschaft¬

lichen Interessen der Angestellten den Geschästs-
leitungen gegenüber wahrzunehmen; ein Mit¬

bestimmungsrecht wird ihm bei Einstellung,
Kündigung und Entlassung von Angestellten zu¬
erkannt (vgl. 8 4).

Das Mitbestimmungsrecht, bezicht sich nicht
auf gesetzlich oder ministeriell veranlaßte Ent¬

scheidungen, ob eine Kriegsorganisation abgebaut
oder aufgelöst werden foll; jedoch ist dem An¬

gestelltenausschuß bei beabsichtigten Organi¬
sationsänderungen oder Auflösung der Kriegs¬
organisation oder einer Abteilung derselben fo
rechtzeitig Kenntnis zu geben, daß er in der Lage
ist. die wirtschaftlichen Interessen der Angestellten
wahrzunehmen.

Der An^steWenausschnsz hat in Gemeinschaft
mit der Geschiftsleitung darüber zu wachen, daß
der zu vereinbarende Tarifvertrag, sowie alle ge¬
troffenen und noch zu treffenden Abkommen in

der Kriegsorganisation durchgeführt werden. Der

Angestelltenausschuß hat ferner das Recht, Be¬

schwerden über etwa noch seiner Auffassung un¬

zweckmäßige oder die Interessen der Angeftellten¬
schaft benachteiligende Vorkommnisse schriftlich
ode,r mündlich bei der Geschäftsleitung vorzu¬
bringen und bei der Prüfung von Uebelständen
mitzuwirken. Dem Angestelltenausschuß liegt ob,
das gute Einvernehmen innerhalb der Ange¬
stelltenschaft sowie zwischen der Angestelltenschaft
und der Geschäftsleitnng zu fördern. Der An¬

gestelltenausschuß hat auch sein Augenmerk auf
die Bekämpfung der gesundheitlichen Gefahren
zu richten.

§ 2. Amts' auer.

Der Angestelltenausschuß wird nach den ge¬

setzlichen Vorschriften gewählt; spätestens 1 Jahr
nach dem Wahltage hat eine Neuwahl stattzu¬
finden. Bis zur Bekanntgabe des Ergebnisses der

Neuwahl durch den Wahlvorstand bleibt der alte

Angestelltenausschuß in Tätigkeit.
§ 3. Geschäftsordnung.

Für die Erledigung der inneren Angelegen¬
heiten gibt sich der Angestelltenausschuß seine

Ordnung selbst. Für die Führung der Ausschuß¬
geschäfte und die Abhaltung von Sitzungen sind
dem Angestelltenausschuß geeignete Räume sowie
die nötigen Hilfskräfte zur Verfügung zu stellen.
Hinsichtlich der Erledigung der laufenden Ar¬

beiten der Mitgliedcr des Angestelltenausschusses
ftnden die gesetzlichen Bestimmungen Anwendung.
Den Plan über die seitens der einzelnen Aus¬

schußmitglieder für ihre Tätigkeit notwendig zu
verwendende Zeit stellt dcr Angestelltenausschuß
im Einvernehmen mit den GeschÄftsleitungen aus.

Die Geschäftslcitungen stellen für die nach
Geschäftsschluß abzuhaltenden Betriebsversamm¬
lungen innerhalb und außerhalb des Hauses nach
Möglichkeit geeignete Räume zur Verfügung.

8 4. Besondere Angaben de,s Aus¬

schusses.
s,) Zur Prüfung von Neueinstellungen be¬

stimmt der Angestelltenausschuß aus feiner Mitte

einen Unterausschuß von höchstens drei Personen.
Die Mitglieder des Unterausschusses sollen der

Kriegsorganisation seit mindestens einem Jahre
oder bei kürzerem Bestehen der Organisation seit

ihrer Gründung angehören. Die Mitglieder des

Unterausschusses find verpflichtet, über die bei

Wahrnehmung ihrer Aufgaben ihnen seitens der

Geschäftsleitungen gemachten vertraulichen An¬

gaben Stillschweigen zu bewahren. Grobe Ver¬

stöße gegen die Schweigepflicht geben der Ge¬

schäftsleitung das Rccht, die Entfernung des An¬

gestellten aus dcm Unterausschuß zu verlangen
Die Geschäftsleitung ist verpflichtet,

von jeder Neueinstellung der im 8 6

bezeichneten Angestellten dem Unteraus¬

schuß Kenntnis zu geben. Die Mitteilung von

der Einstellung hat spätestens am Tage des

Abschlusses des Dienstvertrages zu erfolgen.
Gegen jede Einstellung kann der

Angestelltenausschuß binnen fünf Tagen, nach¬
dem er Kenntnis davon erhaltcn hat. unter Mit¬

teilung der Gründe Einspruch erheben, wenn

wichtige berechtigte Interessen der

Angestelltenschaft verletzt werden.
Die politische, militärische, konfessionelle oder ge¬

werkschaftliche Betätigung cines Angestellten oder

seine Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu
einem politischen, konfessionellen oder beruflichen
Verein oder ein militärischer Verband darf kernen

Grund zur Erhebung des Einspruchs abgeben.
b) Fühlt sich ein Angestellter durch etwaige

seine Person betreffende Maßnahmen der Ge¬

schäftsleitung zurückgesetzt, übergangen oder sonst¬
wie benachteiligt, so hat er, wenn er sich nicht
unmittelbar an die Geschäftsleitung wenden will,
oder sich erfolglos gewendet hat, das Recht, den

Angestelltenausschuß mit der Wahrnehmung
seiner Interessen zu betrauen

Zur Erledigung dieser Beschwerden ist die

Geschästsleitung verpflichtet, dem Unterausschuß
alle erforderlichen Auskünfte und Aufklärungen
zu erteilen und mit Zustimmung des Angeftellten
auch feine Personalakten zur Einsicht vorzulegen.

c) Von jeder Kündigung eines der im 8 6

bezeichneten Angestellten hat die Geschäftsleitung
dem Angestelltenausschuß Kenntnis zu geben. Die

Mitteilung von der Kündigung hat vor deren

Aussprrich zu erfolgen.
Gegen jede Kündigung kann der Angestellten¬

ausschuß binnen fünf Tagen, nachdem er Kennt¬

nis davon erhalten hat, nnter Mitteilung der

Gründe Einspruch erheben, wenn er der Ansicht
ift, daß der Entlassung wichtige Gründe ent¬

gegenstehen, welche die Entlassung als gegen die

berechtigten Interessen der Angestelltenschaft der

Organisation verstoßenid oder als eine n«cht durch
die Verhältnisse der Kriegsorganisation bedingte
Härte gegen den betroffenen Angestellten er¬

scheinen lassen.
Das Recht des Einspruchs besteht nicht, wenn

die Kündigung aus Gründen erfolgt, die gesetz¬
lich zur fristlosen Entlassung berechtigen, unbe¬

schadet der Mitteilungspflicht aus Absatz 1.

<I) Wird bei den Verhandlungen eine Eini¬

gung nicht erzielt, so kann der Angestellten¬
ausschuß binnen drei Tagen nach Beendigung der

Verhandlungen den Schlichtungsausschuß (8 ö)
anrufen. Der Einspruch gegen die Einstellung
und gegen die Kündigung sowie gegen die An-

rusung des Schlichtungsausschusses haben keine

aufschiebende Wirkung.
Betrifft die Kündigung ein Mitglied des

Angestelltenausschusses, so hat dieses Anspruch
auf Fortsetzung des Dienstverhältnisses bis zur

endgültigen Entscheidung durch den Schlichtungs-
ausschuß, auch wenn diese fich über den Ent»

lassungstermin hinaus verzögert.

8 S. Schlichtungsausschuß.
Zustäirdig zur Schlichtung von Streitigkeiten

zwischen Angestelltenausschuß und Geschäfts¬
leitungen ist ein vom Reichsarbeitsministerium in

jedem Falle besonders zu errichterrder Schlich¬
tungsausschuß.

8 6. Zuständigkeit.
Der Personenkreis, für dessen Vertretung der

Angestelltenausschuß berusen ist und auf den sich
die vorstehenden Bestimmungen beziehen, besteht
aus den nach 8 6 der Verordnung vom L3. De¬

zember 1918 Wahlberechtigten sowie aus den An¬

gestellten, die das wahlfähige Alter noch nicht er¬

reicht haben.
Werden über die Tätigkeit der Angeftellten¬

ausschüsse neue gesetzliche Bestimmungen er¬

lassen, so ist auf Antrag einer der Parteien in

eine ernsute Prüfung der vorstehenden Rege»
lung einzutreten."

Vorsitzender: Protokollführer,
gez. Unterschrift.

'

gez. Unterschrift.

Dieser Schiedsspruch wird bei allen An¬

gestellten der Kriegsorganisationen herbe Ent¬

täuschungen ausgelöst haben, da er in wesent¬
lichen Punkten nicht den Wünschen der Ange¬
stellten entspricht.

Aufgabe der Angestelltenausschutz-Mit»
glieder ist es nun, die ihnen durch den

Schiedsspruch zustehenden Rechte restlos im

Interesse der Angestellten zu benutzen.
Zentralverband der Handlungsgehilfen.
Ortsgruppe Berlin C. 25, Münzstr. 2«.

Verband der Bureauangestellten.
Ortsgruppe Berlin, Stralauer Str. 86.

Bis „Gonösrinisressen"
der MekSriziistsGsrLsbesMien.
Die Vereinigung der Elektrizitätswerke

T. V. (Berlin SW. 48, Wilhelmstraße 37 III)
versendet an die Beamten der deutschen EleZtri»

zitätswerke einen Aufruf zur Grün¬

dung eines Verbandes deutscher
ElektrizitätSbeamten. Der Aufruf
selbst wird geznchnet von Beamten:

1. des Konrmunalen ElcktrizitätswerkeS
Mark, A.-G., Hagen Ir. W.,

2. des EleFtrisitStswerLss Westfalen!, A.M.,

Bochum,
3. des Westfälischen Verbands-Elektrizitäts-

Werks, A.-G., Dorttnund.

Es heißt in diesem Aufruf, daß die geplante
Verstaatlichung der Elektrizitätswerke einschnei¬
dende Veränderungen im Berufsleben der Ange-
steLten bringen könnte, niid daß die seit langem
ert>»Eene Verstaatlichung bei den heutigen politi¬
schen Verhältnissen schnell kommen könne.

SchmlleS Handeln sei daher erforderlich. Weiter

heißt es, daß die bestehenden wirtschaftlichen und

politischen F«ht«rbän>de sich lediglich die Jnter-

ess«wertretung des gesamten BerufWstnndeS
zur Aufgabe gemacht hätten, die aber deshalb
für die Vertretung der Sonderinteressen der

Elektrizitätswerksbeamten unzulänglich seien.
Damit werden also auch die in der Arbeits¬

gemeinschaft freier Angestelltenverbände verbun¬

denen Organisationen für unzulänglich erklärt!

Aber nicht nur, weil sie grundsätzlich reine

Sonde rinte.re slsen vertreten, sondern auch
deshalb wohl, weil die A. f. A.

1. auf dem Boden deS unüberbrück¬

baren GegenfatzeS zwifchen Kapital
und Arbeit stehen und sich

L. geschlossen mit der Arbeiter»

schafti auf freigewerkschaftliche
Grundlage gestellt haben.

Denn das sind Dinge, von denen die Begrün¬
der des neuen Sonderverbandes nichts wissen
wollen. Wie wäre es sonst zu. erklären, daß die

Partikularisten auch die „zur Vertretung eines

Werkes berechtigten Vorstandsmitglieder" und
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.GeneraWbevollmächtigten (sls« Vertreter des Kapi¬
talismus) mitorganisieren wollen?

Abgesehen von der Zersplitterung, die sich

diese EigenbrAler leöften wollen, sicht dieses Ge-

Karen doch sehr noch einem Verrat aus, zumal.
Wie auS dem Satzungsentwurf hervorgeht, die

Leitung der Bezirksgruppen m den Händen bon

zwei Direktoren oder Prokuristen und vier Be¬

amten liegen soll — eine Machtverteilung, wie

fie ungerechter und dreister mcht gedacht werden

kann.

Die Zersplitterung braucht die Beamten¬

schaft nur gutzuheißen oder zu dulden, dann

werden die Bevollmächtigten, Direktoren usw.
dnS Nötige schon besorgen, ob als Privatlapita»

listen oder als Oberbonzen des Staates bleibt

Ach ja ganz gleich.

Mitglied des neuen SonderverbandeS können

Nun alle „Beamten und Beamtinnen" der Elek¬

trizitätswerke werden: „bom Direktor bis zum

Maschinenmeister, vom Prokuristen bis zur Ma-

schinenschreiberin". Monteure aber, Maschinisten,

Heizer usw., die im Monatsgehalt stehen, werden

nicht aufgenommen! Warum nicht? Ganz ein¬

fach doch deshalb nicht, weil diese Leute keine

Beamten sind. Es sind ja „nur" Arbeiter, denn

man hat das Bedürfnis, zu dem alten Beamten¬

dünkel einen nenen zu schaffen, der von der Ar¬

deiterschaft weiten Abstand hält. Und so etwas

leistet man sich in einer „demokratischen Re¬

publik"! Im übrigen weiß man, daß die Arbeiter

durch die Art ihres KlassenZampfes politisch weit

geschulter sind als die Angestellten und daß bei

«inem Zusammenschluß der Hand- und Kopf¬

arbeiter das soziale Vorurteil der Beamtenschaft

Äb?«vunden werden könnte. Man will eben

wieder Ober-, Mittel- und Unterschichten in mög-

kichst krassen Formen.
Aber nur dann hört doch der Staat auf ein

Klassenstaat zn sein, wenn der geistige Mittel¬

stand der Angestcllten und Beamten sich energisch

mit der Arbeiterschaft nach demokratischen Grund¬

sätzen vereint und die kapitalistische Ober¬

schicht nicht mehr anerkennt. Also über Bord

Mit dem bornierten Dünkel nnd in den Orkus

mit dem Aufruf der Bevollmächtigten und Direk¬

toren, die sich erst jetzt, wo es> ihnen bezüglich der

Riesengehälter und Machtbefugnisse an den

Kragen geht, als „Kollegen" fühlen oder besser

Gesagt als solche ausgeben.

Schärfstes Mißtrauen ist, trotz und gerade

wegen der Unterschriften mittlerer und unterer

Beamten, am Platze, denn man versucht, einen

Keil in die Arbeitsgemeinschaft freier Ange»

ftelltenverbcinde zu treiben. Die einzige Inter»

«ssenvertretung der technischen und kauf¬

männischen Angestellten — und auchdem Ar¬

beitgeber Starrt gegenüber — ist der

Vund der technischen Angestcllten und Beamten

jowie der Zentralverband der Angestellten.
Wer das nicht erkennt und danach handelt,

leistet der Reaktion in der Angestelltenbewegung

Vorschub. H>6ilM. Klamfoth.

und NngestellienvsrsicheruNg.
Für diejenigen Angestellten, die twr ihrer

Einziehung zum Kriegsdienst Beiträge zur An¬

gestelltenversicherung entrichtet haben, entsteht

nach ihrer Entlassung die Frage, ob die früher
don ihnen geleisteten Beiträge verfallen sind, und

»b etwa der Antrag auf Gewährung irgendeiner
Bersichernngsleistung gestellt werden kann.

I. Für daS erste Kalenderjahr, im dem

Beiträge zur Angestelltenversicherung entrichtet
werden, kommt ein Erloschen der Anwartschaft
aus diesen Beiträgen nicht in Frage. Dagegen
müssen vom zweiten,bis zum elften Kalenderjahr
der Versicherung mindestens je acht und in jedem

späteren Kalenderjahr mindestens je vier Bei»

tragSmonate nachgewiesen werden.

Als Beitragsmonat für die Aufrechterhal¬
tung der Anwartschaft giU zunSchft jeder Ka¬

lendermonat (auch Tcilmonat), für den ein Bei¬

trag entrichtet ist. Ferner werden als söge»
nannte Ersatztatsachen gewisse Tatbestände ange»

rechnet, wie Heeresdienst, Krankheit, Besuch
staatlich anerkannter Lehranstalten, Aufenthalt
in feindlicher Zivilgefangenfchaft und »vater¬

ländischer Hilfsdienst". Auch Sie Ersatztatsachen
brauchen nicht den vollen Kalendermonat hin¬
durch zu bestehen.

Nach diesen Grundsätzen müssen die Ange¬
stellten an der Hand ihrer Versicherungskarte
oder eines von der Reichsverficherungsanstalt zu

erteilenden Kontoauszuges prüfen, ob sie vom

zweiten Jahr ihrer Angestelltenversicherung ab

für jedes Kalenderjahr acht Beitragsmonate aus¬

weisen können. Soweit dies nicht möglich ist,

müssen die fehlenden Monate durch freiwillige
Beiträge belegt werden.

Wenn zum Beispiel ein Angestellter für die

Monate Januar bis April 1913. April bis Juli
1914 Beiträge entrichtet, bei Kriegsausbruch ein¬

gezogen und am 1. September 1918 entlassen
wird, so ist seine Anwartschaft bis zum 1. Januar
1919 aufrechterhalten. Denn für das Jahr
1914 sind 4 Monatsbeiträge bezahlt und fünf
Monate werden als Kriegsdienstzeit angerechnet.
In den Jahren 191S, 1916. 1917 sind je zwölf
und für 1818 acht Beitragsmonate nachgewiesen,

Erhält der Angestellte am 1. Januar 1919 wieder

eine Versicherungspflichtige Stellung, dann bedarf
es also zur Aufrechterhaltung der Anwartschaft
keiner weiteren Schritte. Wird der Angestellte
aber nach seiner Entlassung aus dem Heeres¬
dienste nicht wieder versicherungspflichtiA, iso

muß'er durch freiwillige Entrichtung von Bei»

trägen dafür sorgen, daß scin Vcrsicherungsver-

hältnis auch weiterhin aufrechterhgltcn wird. Er

muß also für 1919 mindestens acht freiwillige
Beiträge entrichten, soweit er nicht Ersatztatsachen
geltend zu machen imstande ist.

Von den Ersatztatsachen werden die vollen

Kalendermonate des Kriegsdienstes auch auf die

Wartezeit und bei Berechnung der Versicherungs-

lcistungen an Ruhegeld und Hinterbliebenen¬
renten angerechnet, ohne daß Beiträge entrichtet

zu werden brauchen. Dagegen sind die Teil¬

monate von Kriegsdiensten und die vollen oder

Teilmonate von sonstigen Ersatztatsachen weder

für die Zurücklegung der Wartezeit, noch bei der

Berechnung der späteren Leistungen der Ange¬

stelltenversicherung don Bedeutung. Die Ver¬

sicherten erhalten nämlich nicht ohne weiteres

Ruhegeld, wenn sie das 6S. Lebensjahr vollendet

haben oder berufsunfähig geworden sind, sondern

sie müssen auch die Wartezeit erfüllt haben, die

für männliche Versicherte 129 oder IM Beitrags¬
monate beträgt, je nachdem mindestens 69 Bei¬

tragsmonate auf Grund der Versicherungspslicht
zurückgelegt sind oder nicht. Jn diese 129 oder

159 Beitragsmonate werden also zum Beispiel
die Zeiten des „vaterländischen Hilfsdienstes"
nicht eingerechnet, auch bei der Berechnung der

Höhe des Ruhegeldes bleiben sie außer Betracht.

Deshalb 'ist es zweckmäßig, auch für solche Zeiten

freiwillige Beiträge zu leisten, für welche Er»

satztatsachcn geltend gemacht werden können, so¬

weit eS sich nicht etwa um volle Kalender¬

monate don Kriegs-, Sanitäts- oder ähnlichen

Diensten handelt.

Ein Angestellter hat zum Beispiel vom 1. Ja»
nuar 1S13 bis zum 1. August 1914 Pflichtbeiträge

entrichtet, dann wird er bei Kriegsausbruch ein¬

gezogen und am IS. Dezember 1918 entlassen.
Vom 1. Januar 1919 entrichtet er wieder Pflicht-

beitrüge. Dieser Angestellte hat die Wartezeit

für das Ruhegeld im Februar 1923 erfüllt, denn

er hat bis zum 1. August 1914 19 Beitragsmonate

zurückgelegt. Der August 1914 gilt nicht als

voller Kriegsdienstmonat, da die Mobilmachung

erst mn S. August 1S14 erfolgt ist. Dagegen

wird die Zeit vom 1. September bis zum 1. De¬

zember 1918 noch öer BundeSratSverordnung

vom 26. August 191S angerechnet. Diese Anrech¬

nung ergibt Sl, zusammen also 70 Beitrags¬
monate. Die fehlenden S0 Beitragsmonate legt

er in der Zeit vom 1, Januar 1919 bis znm

Februar 1923 zurück. Wird er dann im Laufe
des Monats Februar berufsunfähig, so ist die

Wartezeit für das Ruhegeld erfüllt, da für den

Teil des Monats Februar, in dun der Angestellte

noch nicht berufsunfähig war, der gesetzliche Bei»

trag zu entrichten ist.

II. Zurzeit — im Jahre 1919 — kann die

Wartezeit für daö Ruhegeld von männlichen Ver¬

sicherten nur dann erfüllt sein, wenn sie die

Wartezeit nach vorheriger ärztlicher Unter¬

suchung durch Einzahlung eines entsprechenden
Kapitals bei der Neichsversicherungsanstalt abge¬
kürzt haben. Regelmäßig kommt also heute für
einen Kriegsteilnehmer ein Ruhegeld dcr Ange»
stellteiiverficherung nicht in Frage. Wohl aber

bestehen für ihn folgende Möglichkeiten:
1. Wenn für die vollen Kalendermonate des

Kriegsdienstes Beiträge geleistet worden sind,

obwohl diese Monate auch ohne Beitragsleistung
angerechnet werden, so kann die Rückerstattung
dieser, Beiträge beantragt werden. Zu diesem

Zwecke hat sich der Kriegsteilnehmer mit seinem

Arbeitgeber in Verbindung zu setzen, der sich an

die Reichsversicherungsanstalt wendet. Der Ver¬

sicherte selbst ist nur dann zu Stellung eines

solchen Erstattungsantrages berechtigt, wenn »

die Beiträge als freiwillige Versicherungsbeiträge
selbst an die Reichsversicherungsanstalt entrichtet

hat.
L. Ferner kommt für Kriegsteilnehmer ein

Antrag auf Gewährung eines Heilverfahrens in

Betracht, wenn sie glauben, daß infolge einer

Kriegsbeschädigung oder einer sonstigen Erkran¬

kung ihre Berufsunfähigkeit einzutreten droht,
aber durch ein Heilverfahren abgewendet werden

kann. Für Kriegsteilnehmer, die schon berufs¬

unfähig find, kann ein Heilverfahren dann ein¬

geleitet werden, wenn zu erwarten ist, daß daS

Heilverfahren die Berufsfähigkeit wieder her»

stellt. Anträge auf Gewährung eines Heilver¬

fahrens sind an den zuständigen Ortsausschuß
der Vertrauensmänner der Angestelltenversiche¬

rung oder aber an die Neichsversicherungsanstalt
zu richten.

3. Als Heilverfahren sieht die Neichsversiche¬

rungsanstalt bei versicherten Kriegsbeschädigten!
auch die Berufsberatung und die BcrufSumler»

nung an und übernimmt die dadurch entstehende»
Kosten. Anträge auf Uebernahme der Berufs

bcratung und Bcrufsumlernung sind an den zu¬

standigen Ausschuß der Kriegsbeschädigtenfür»
sorge zu richten.

4. Jst ein Kriegsteilnehmer infolge seiner

Teilnahme am Kriege dauernd berufsunfähig ge¬

worden, so werdcn ihm auf seinen Autrag die

Hälfte der an die Reichsversicherungsanstalt ent»,

richteten Pflichtbeiträge erstattet. Bei frziwM»

ger Versicherung werden der eingezahlte»

Beiträge erstattet. Dcr Erstattungsantrag ist an

den Rentenausschuß zu richten. Berufsunsähtg

ist ein Angestellter, dessen Arbeitsfähigkeit auf

weniger als die Hälfte derjenigen eines körper»,

lich und geistig gesunden Versicherten von ähr«

licher Ausbildung und gleichwertigen Kennt»!

nissen und Fälligkeiten herabgesunken ist.
III. Soweit hicrnach Zweifel bestehen,

empfiehlt sich eine Anfrage bei der Auskunft»,

stelle des Nentenausschusses in Berlin-WilmerS»:

dorf, Nikolsbnrger Platz 2.

Aus öer Vechcherungsörsnche.
Gegen die Betriebsräte.

Der Zentralverein der Privatverfichecu«S
e. V. in Hamburg hat unter dem 14. August

dieses Jahres zu dem Entwurf eines Gesetzes

über Betriebsräte an das Neichsarbeitsmini¬
sterium den folgenden Einspruch erhoben:

„Der Zentralverein der Privawersicherung
in Hamburg e. V. als Gesamtvertretung aller,

am Versicherungswesen geschäftlich beteiligter

Kreise Hamburgs hat in seiner heutigen Mit¬

gliederversammlung Stellung genommen zU

dem Entwurf eines Gesetzes über Betriebsräte

und hält es für seine Pflicht, zusammenfassend
auf folgendes hinzuweisen:

Der borliegende Entwurf trägt alle

Spuren einer zur Zeit sozialer Hochspannung
überstürzt zustande gekommenen

Gefetzmach erei. Eine derartig hastige
Arbeit kann nach unserer Ansicht keineswegs.

Gewähr bieten, daß diesem Gesetz, dos eine

völlige Neuordnung der künftigen Betriebs¬

form mit sich bringen wird, von vornherein

das nötige Beharrungsvermögen innewohnt.

Die Festsetzung der unteren Wahlberech--
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tigungsgrenze auf 18 Jahre mufz angesichts
der weitgehenden Befugnisse, die den Betrieds'

raten in dcm Entwurf eingeräumt sind, als

ein gefährliches Nachgeben radikalen Strö»

mungen gegenüber bezeichnet werden. Als

Mindestforderung muß aufgestellt werden,

daß die Wahlberechtigung zu den Betriebs»

raten an dieselben Voraussetzungen gebunden
wird, wie die Wahlberechtigung zu den politi»

schen Körperschaften. Bei der Aufzählung der

Aufgaben des Betriebsrates wird vor allem die

Bestimmung vermißt, daß es Pflicht des Be»

triebsrates ist. auf die friedliche Bei»

legung von Unstimmigkeiten hinzu»
Wirken. Die schweren Erschütterungen, die

das Verstcherungsgemerbe in den letzten Mo»

naten wiederholt durck Störungen des Wirt»

schaftsfriedcns erlitten haben, lassen diefe

Forderungen als besonders notwendig en'chci-

nen. Die Mitwirkung des Betriebsrates bei

der Einführung neuer Arbeitsmethoden wird

für das Vcrsickzerungsgewerbe Praktisch dazu

führen, daß die bci dcr völligen Umgestaltung
der wirtschaftlichen Voraussetzungen nötig
Werdende Aufnahme neuer VersicherungS»

zweige durch vorherige Preisgabe der Vor»

bercitungen illusorisch «c,nacht werden wird.

Die Vorlegung der Bilanz, Gewinn» und

Verlustrcchnung muß n» Versicherungswesen
mehr als in anderen Berufszwcigen als äußerst

gefahrvoll bezeichnet werden, weil der Ver»

sicherer im großen Umfange fremdes Vermögen

zu verwalten hat. Die Vorlage der Bilanz an

den Betriebsrat wird eine Kapitalverwendung
nach mathematisch-technischen Grundsätzen Käu»

fig in Fragc stellen und lediglich zu neuen Gc»

haltsfordcrungen führen, die gerade im Ver»

sicherungsgcmcrbe in besonders krasser Weise
in Erscheinung gctreten sind und eine sichere

Finanzierung dicscs Geschäftszweiges unmög»
lich mache. Das gleiche gilt bci Entsendung
von Mitgliedern dcr Betriebsräte in den A u f»

sichtsrat. Dcm Aufiichtsrat einer Versiche-

rungsuntcrnehmung liegen derartig dcrant»

Wortimgsvollc Pflichten ob, daß er an deren

Erfüllung nicht durch die Mitwirkung von Ar»

beitnehmern, denen der nötige Ueberblick über

die gesamten Wirtschaftszweige nicht zur Ver»

fügung stehen kann, gehindert werden darf.

Bezüglich dcsMitbestimmungsrechtes
sind von allen berufenen Vertretungen des

Handcls und der Industrie derartig wichtige
Einwendungen gcniacht worden, daß wir uns

hier darauf beschränken können, uns diefe zu

eigen zu machen. Wir erheben deshalb nach»
drücklichst Einspruch acacn die Veröffentlichung
des Gesetzes in der jetzt vorliegenden Form und

fordern nochmalige eingehende Durchberatung
unter Hinzuziehung von Vertretern auch des

für die künftige wirtschaftliche Entwicklung her»
loorragend wichtigen Versichcrungsgcwerbcs."

Die entrüsteten Männer in Hamburg
haben offenbar den Gesetzentwurf noch gar

nicht gelesen. Sonst müßten sie wisscn. daß er

den Wünschen der Angestclltcn bei weitem nicht
tzenllgt.

Gesetze und Verordnungen.
Rechte der Angeftelltenausschüsse.

Der NeichSarbeitsminister hat auf eine

Anfrage folgenden Bescheid erteilt:
Der Neichsarbeitsminister.

I. 2396.

Berlin NW. 6. den IS. Juli 1919.

Luisenstraße 32/34.

Auf das Schreiben vom S. März 1919.

Nach der Verordnung über Tarifverträge
Usw. vom 23. Dezember 1918 <Neichsgesctzblatt
S, 14S«) erstreckt sich der Wirkungskreis der Ar»

beiter» und Angeftelltenausschüsse auf die Wahr»
zrehmung aller wirtschaftlnlien Interessen der Ar»

beiter und der Angestellten in dem Betriebe,, der

Verwaltung oder dem Bureau dem Arbeitgeber
gegenüber. Daher fallen darunter auch Fragen
der Besoldung, der Arbeitsverteilung, der Rege»
lung der Dienststunden und des Dienstbetriebes
überhaupt, der Ausbildung, der Beförderung, der

Kündigung, der Entlassung, des Erholungs-
Urlaubs, der Unterstützung, der Wohlfahrtsem»

richtungen, der Haftpflicht, soweit es sich um deren

vertragliche Regelung handelt, der Bestrafung,
der Ueberstunden und der Nebenbeschäftigung.
Dabei ist aber festzuhalten, daß alle diese Fragen,
insbesondere soweit sie den Dienstbetrieb, die Be»

förderung und die Ausbildung betreffen, nur in»

soweit Gegenstand der Befugnisse der Arbeiter»

und Angestelltenausschüsse find, als wirtschaftliche
Interessen der Arbeiter und Angestellten dabei in

Betracht kämmen. Weiter ist zu brachten, das; die

im Z 13 der genannten Verordnung den Arbeiter»

und Angestelltcnaussclnissen zugestandene „Mit¬

wirkung" nnr die Ausstellung und die Beobach¬

tung der allgemeinen Grundsätze in diesen Fragen
betrifft, die für alle Arbeiter und Angestellten des

Betriebes oder einer Abteilung deS Unternehmens
oder für eine bestimmte Arbeiter, oder Ange-
stclltcngriippe maßgebend sind, also nicht die Rege¬
lung von Fragen der erwähnten Arten sür dcn

einzelnen Arbeiter oder Angeftellten. Gleichwohl
kann der Arbeitgeber es nicht ablehnen, mit dem

Arbeiter, oder Angestelltenausschuß auch über

Wünsche und Forderungen einzelner Arbeiter oder

Angestcllten sowie über Streitigkeiten, die. zwischen
einzelnen Arbeitern oder Angestellten und dem

Arbeitgebcr schweben, in Verhandlungen einzu¬
treten, wenn der Arbeiter- oder Angestelltjznaus-
scknß auf den an ihn gerichteten Antrag des be¬

teiligten Arbeiters oder Angestellten an den

Arbeitgeber herantritt.

Besondere, auch Einzelfälle betreffende Rechte
standen den Arbeiter- und Angcstelltenausschüsscn
außerdem schon nach ß 6 der Verordnung über die

Einstellung, Entlassung und Entlohnung gewerb¬
licher Arbeiter während der Zeit der wirtschaft»
lichen Demobilmachung vom 4. Januar 1919

lReichsnesetzblatt S. 8), ferner nach ß 9 der ent¬

sprechenden, die Angestellten betreffenden Ver¬

ordnung vom 24. Januar 1919 (Ncichsgesetzblatt
S. 190) nnd nach § S der Verordnung über Be¬

schäftigung Schwerbeschädigter vom 9. Januar
1919 (Reichsgesetzblatt S. 28) zu. Jn allen diesen
Fällen handelt es sich um eine Mitwirkung der

Ausschüsse bei der Kündigung und Entlassung von

Arbeitern und Angestellten, im ß 9 der Verord¬

nung vom 24. Januar 1919 auch um die Wieder¬

einstellung von Angestellten.

Durch eine Verordnung vom 80. Mai 1919,
die in der am 2. Jnni 1919 ausgegebenen Nr. 197

des Reichsgesetzblattes, S. 493, veröffentlicht ist,
ist sodann die zuletzt erwähnte Verordnung dahin
abgeändert worden, daß den Angestelltenaus¬
schüssen allgemein und ohne jede Einschränkung
ein Mitwirkungsrecht bei der Kündigung und

Entlassung von Angestellten gegeben worden ist.

Schließlich ist noch zu bemerken, daß beab¬

sichtigt wird, in dem in Vorbereitung befindlichen

Gesetz über Betriebsräte die Befugnisse dieser
Vertretungen der Arbeiter und Angestellten dem

Arbeitgeber gegenüber eingehend zu regeln. Ins¬
besondere soll dabei geMu bestimmt werden, bei

welchen Angelegenheiten und in welchem Umfang
den Betriebsräten ein MitwirkungS- oder Mit«

bestimmungsrecht zustehen soll.
Die Beantwortung Ihrer Anfrage ist zurück«

gehalten worden, weil angenommen wurde, dasz
das zuletzt erwähnte Gesetz ftüher zustande
kommcn würde. Wann dies der Fall sein wird,

läßt sich noch nicht bestimmt übersehen. Einst¬
weilen gelten also die vorher erwähnten Vor»

schriftcn. Im Auftrage: Siefart.

Literatur

Dic Betriebsräte t« Ocstcrrcich. Gcsetzestext und

Wahlordnung. Preis 90 Heller uns 2V Proz, Teuerungs»
zusciilug. Verlag der Wiener Volksbuchhandlung Jgnaz
Äraud u Co., Wien VI. Guuivcndorler str. >«.

VerssmmlunssmitteiiÄngen
Dte Mitglieder worden um zahlreiche Beteiligung an den

Venmstatllmgr» gebcienl

München.
Wir ersuchen unsere Mitglicder, ihre Bücher zur

Kontrolle ausS Berbandsbureau zu bringcn.

Des weiteren wollen stch alle stellenlosen Kolleginnen
und krollcgen sofort im Verbsirdsbureau zur Anfertigung
ciner genauen Statistik meide».

Rückständige und laufende Beiträge bitten wir stets
im VerbundSburenu oder mittels Zählkarte aus unser
Postscheckkonto Z150 etnzubcznhtcn. Bei Posteinzablungen
wird um genaue und deutliche Angabe des Namens, der

Mitgliedsnummer und der Beitragsklasfe gebeten.

Anzeigen

Ortsbeamler für Essen-Ruhr gesucht
Wir suchen für unsere Ortsgruppe zum so¬

fortigen Antritt eincn tüchtigen Beamten. Red¬

nerische, organisatorische und agitatorische Be¬

fähigung sowie gründliche Kenntnis der Hand»
Vungsgehilfenbewegung Bedingung. ES wird
nur auf eine tüchtige Kraft reflektiert. Gehalt
nach Beschluß. Bewerbungsschreiben sind mit

der Aufschrift „Bewerbung" zu richten an:

Zentnrlverb^nd drr Hrmdlunllsg.cWf>cn, Essen»
Ruhr, Nottistn 27 II.

Die Ortsgruppe Harburg a. Elbe sucht einen

organisatorisch sowie agitatorisch befähigten

Ortsbeamten.

Bedingung: 1 Jahr freigcwerkschaftliche Orga¬
nisation. Gefl. Offerten werden mit der Auf»
schrift „Bewerbung" bis zum 8. Oktober 1919

an untenstehende Adresse erbeten.

Zentralverband der Handlungsgehilfen.
Harburg a. Elbe, 1, Wilstorfer Str. 7«.

Redattionsschlub für die nächste Nummer der „Hand¬
lungsgehilfen-Zeitung":

Mittwoch, den !4. September.

Wir einpfehlen folgende

zu Geschenken

besonders geeignete Er»

scheinungen von tyl.?!

Weltgeschichte
von Han, Helmolt. 2, aufläge
im Erschein?«. Mit elroa lma Text»

zen Tafeln, bo Rarien. 9 SLnde,
gebniioen 2ZS Mark

Geschichte der

Deutschen Lite-
rsttll? von Pros. Or. Vogt
«.«<t.«<t- v„k> Prof. Dr. « ° ch.'
», Snfl. >S0 Testbilder, Z2 Tafeln,

Geographischer Bilder»

atla» »on Europa, van
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